Deutſche Steuer-Jeitung 
Wirtſchaftlicher Beobachter 


herausgeber Fritz Reinhardt 


Jahrgang XXIX 


17. Februar 1940 


Nummer 7 


Induftrieverlag Spaeth x Linde, 


Berlin W035 


hauptfchriftleiter i. . De. jur. Fritz Koppe, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht, Berlin 


Erfheint wöchentlich. Feencuf: 222086, 
222087 u. 222097. Poſtſcheckkonte: Berlin 
Nummer 18541. Gezugsptels: Dierteljähclich 
5,80AM (ausfdıliefll. Juftellungsgebühr]. Einzel- 


heft Preis 1,— RM durch jede Buchhandlung, 
direkt dom Verlag unter Areuzband oder durch 
die Poſt. Anzeigenpreis nach Latif. Zuſchtiften 
an den Dectag, Berlin W 35, Woyefcftcafle 5 


Auflösung stiller Rücklagen und Übertragung auf Ersatzbeschaffungen 


Von Regierungsrat Dr. Meusche/, Berlin, Reichsfinanzministerium 


nhalt: 


. Rüdjtellung und Rücklage, 

. Steuerliche Behandlung bon ſtillen Rücklagen, 

„ Auflöſung ſtiller Rücklagen bei Tauſchgeſchäften, 

5 195 ſtillen Rücklagen in den Einkommenſteuer⸗Richtlinien für 


el 


Auflöſung ſtiller Rücklagen durch höhere Gewalt, 
Auflöſung ſtiller Rücklagen durch behördlichen Eingriff, 


9 rm 


S . 


1. Rückſtellung und Rücklage 


Wir unterſcheiden zwiſchen Rückſtellungen und Rück⸗ 
lagen. Wir ſprechen von einer Rückſtellung, wenn für 
eine Ausgabe, die wirtſchaftlich das abgelaufene 
Wirtſchaftsjahr belaſtet und deren Größe noch nicht 
feſtſteht, ein geſchätzter Betrag zurückgeſtellt wird. 
Eine Rücklage liegt vor, wenn ein Teil des Ge⸗ 
winns nicht ausgeſchüttet, ſondern — im Hauptabſchluß 
vom Betriebsvermögen getrennt ausgewieſen — für ſpäter 
zurückgelegt wird. Hinweis auf Reinhardt, 
Buchführung, Bilanz und Steuern, Bd. 3 S. 158 und fol⸗ 
gende. Auch die Rücklage kann beſtimmt ſein, ſpätere 
Ausgaben zu decken. Es handelt ſich aber in dieſen 
Fällen — im Gegenſatz zu den Rückſtellungen — um Aus⸗ 
gaben, die ein kommendes Wirtſchaftsjahr belaſten. 


Beiſpiele für Rückſtellungen: 
für einen ſchwebenden Prozeß, 
für Garantieverpflichtungen aus Geſchäften des ab⸗ 
gelaufenen Wirtſchaftsjahrs, 
für Wiederherſtellung einer Pachtanlage, 
für eingetretene, aber in ihrem Ausmaß noch nicht feſt⸗ 
ſtellbare Kriegsſchäden. 


Beiſpiele für Rücklagen: 
die offene Reſerve bei Kapitalgeſellſchaften, 
Rücklage für Werkserhaltung, 
Rücklage für unvorhergeſehene Fälle, 
Rücklage für zukünftige Kriegsſchäden. 


Die ſteuerliche Behandlung der Rückſtellungen 
und der Rücklagen iſt verſchieden. Rückſtellungen find 
Betriebsvermögensverminderungen, Rück. 


7. Auflöſung ſtiller Rücklagen durch Maßnahmen auf Grund 
des Städtebaugeſetzes, 

8. Auflöſung ſtiller Rücklagen infolge Inanſpruchnahme auf 
Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes, 

9. Räumungsentſchädigungen bei Miet⸗ und Pachtverhältniſſen, 

10. Auflöſung ſtiller Rücklagen im Umlaufvermögen, 

11. Aufloſung unzuläſſiger ſtiller Rücklagen, 

12. Steuerlich begünſtigte Rücklagen. 


lagen ſind Betriebs vermögens umſchichtun⸗ 
gen. Die Rückſtellung vermindert den Gewinn. Die 
Rücklage muß dem ausgewieſenen Bilanzgewinn hinzu⸗ 
gerechnet werden. r j 

Die Rückſtellung und die Rücklage werden in der 
Bilanz gefondert (offen“) ausgewieſen. Auf 
die Bezeichnung kommt es nicht an. Es gibt auch 
Rücklagen, die in der Betriebsvermögensüberſicht nicht 
ausgewieſen werden. Sie werden als ſtille Rück⸗ 
lagen bezeichnet. Stille Rücklagen können auf verſchiedene 
Weiſe entſtehen. Ein Beſitzpoſten kann unter ⸗ 
bewertet oder gar nicht bewertet und ein Schuld⸗ 
poſten kann überbewertet ſein. Es braucht ſich 
dabei nicht um eine bewußte oder gar ſteuerunehrliche 
Unterbewertung oder Überbewertung zu handeln. Eine 
ſtille Rücklage kann entſtehen: 


a) durch die übervorſichtige Bewertung eines 
Wirtſchaftsguts durch den Unternehmer 
Beiſpiele: 

Die Abſetzungen für Abnutzung oder das Delkredere 
oder die Gefahr zukünftiger Garantieleiſtungen werden zu 
hoch bemeſſen. — Ein Grundſtück iſt in der ſteuerlichen 
Eröffnungsbilanz für 1925 zu niedrig bewertet worden. — 
Entgeltlich angeſchaffte Wirtſchaftsgüter, deren Nutzung 
ſich en mehr als ein Jahr erſtreckt, ſind nicht aktiviert 
worden; 


b) durch die Ausnutzung der durch Geſetz oder 
Verwaltungsan ordnung gewährten 
Möglichkeiten einer Unterbewertung 
Beiſpiele: 

Bewertungsfreiheit für kurzlebige Wirtſchaftsgüter, für 
betriebliche Anlagegüter in der Oſtmark oder in den 
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ſudetendeutſchen Gebieten, für alle Wirtſchaftsgüter auf 
Grund des Beſitzes von Steuergutſcheinen I. Bewertungs⸗ 
freiheit für Luftſchutzanlagen oder Sanitätsanlagen; 


c) durch die Entwicklung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe 
Beiſpiele: 

Der Börſenkurs von Wertpapieren oder der Grundſtücks⸗ 
preis iſt geſtiegen. Der Kurs einer Währungsſchuld iſt 
geſunken. — Ein abgeſchriebener Ladenhüter wird inſolge 
Warenverknappung wieder voll verkaufsfähig. — Eine für 
verloren geglaubte und abgeſchriebene Forderung wird nach⸗ 
träglich wieder vollwertig; 


d) durch das Verbot des Bilanzanſatzes von 
unentgeltlich entſtandenen Wirtſchafts⸗ 
gütern 
Beiſpiele: ˖ 

In einem Geſchäft hat ſich ein Geſchäftswert gebildet. 
— Auf einem Grundſtück wird ein abbauwürdiges Geſteins⸗ 
vorkommen entdeckt. 


Wegen der verſchiedenen Entſtehungsarten 
von Stillen Rücklagen Hinweis auf den Aufſatz von Geb⸗ 
hardt in Reinhardt⸗Gebhardt, Handbuch der 
ſteuerlichen Betriebsprüfung, Band 2 S. 108 u. f. 


2. Steuerliche Behandlung von ſtillen Rücklagen 


Die Behandlung von offenen Rücklagen bereitet 
keine Schwierigkeiten. Ihre Auflöſung ſtellt in gleicher 
Weiſe wie ihre Bildung eine Betriebsvermögens⸗ 
umſchichtung dar. Der Gewinn darf dadurch nicht be⸗ 
einflußt werden. 

Anders iſt es mit den ſtillen Rücklagen. Bei ihnen 
iſt zu unterſcheiden, ob fie zuläſſiger weiſe oder un⸗ 
zuläſſigerweiſe gebildet worden ſind. 

Wird eine ſtille Rücklage unzuläſſigerweiſe, 
das heißt unter Verſtoß gegen zwingende Vorſchriften des 
Einkommenſteuerrechts oder des Handelsrechts oder gegen 
die einkommenſteuerrechtlich zu beachtenden Grundſätze 
ordnungsmäßiger Buchführung gebildet, ſo iſt der Bilanz⸗ 
anſatz unrichtig. Die Bilanz muß berichtigt werden. 
Der zurückgelegle Betrag erhöht den Gewinn. 

Eine zuläſſigerweiſe gebildete ſtille Rücklage 
muß erſt dann aufgelöſt und verſteuert werden, 
wenn der Gewinn verwirklicht iſt. Vor dieſem 
Zeitpunkt kann ſie unter Umſtänden aufgelöſt werden. 


Beiſpiele: 

A. Eine Forderung über 1000 RM iſt wegen Zahlungsunfähig⸗ 
keit des Schuldners auf 300 RM abgeſchrieben worden. Wird 
der Schuldner wieder zahlungsfähig, ſo kann die Forderung 
$ 6 Ziffer 2 Satz 3 EStG gemäß wieder mit dem höheren Teil⸗ 
wert oder mit einem Zwiſchenwert zwiſchen dem höheren 
Teilwert und dem letzten Bilanzanſatz bewertet werden. Ein 
Zwang zu einer höheren Bewertung als bei dem letzten Bilanz⸗ 
anſatz beſteht nicht. 

B. Die Anſchaffungskoſten einer Aktie mit einem Nennwert von 
1000 RM waren 800 RM. Der Börſenkurs iſt auf 60 v. H. 
geſunken. Die Aktie iſt mit 600 RM bewertet worden. Steigt 
der Börſenkurs auf 110 v. H., ſo kann die Aktie wieder mit 
800 RM bewertet und dadurch die ſtille Rücklage in Höhe von 
200 RM aufgelöſt werden. Der darüber hinaus entitandene, 
noch nicht verwirklichte Gewinn in Höhe von 800 RM darf 
nicht ausgewieſen werden. Der Unternehmer kann auch den 
letzten Bilanzanſatz von 600 RM weiterführen. 


Eine Auflöſung aller ſtillen Rücklagen eines Unter⸗ 
nehmens tritt ein, wenn das Unternehmen ver⸗ 
kauft oder aufgegeben wird. Der Erwerber eines 
Betriebs wird bei der Bemeſſung des Kaufpreiſes nicht 
von den Buchwerten, ſondern von dem inneren 
Wert des geſamten Unternehmens ausgehen. Der Ver⸗ 
äußerungsgewinn iſt der Betrag, um den der Ver⸗ 
äußerungspreis nach Abzug der Veräußerungskoſten den 
Wert des Betriebsvermögens überſteigt. Als Wert des Be⸗ 
triebsvermögens iſt dabei bei buchführenden Gewerbetrei⸗ 
benden der Buchwert zur Zeit der Veräußerung anzu⸗ 
ſetzen. Der Veräußerungsgewinn umfaßt alſo die ſtillen 


Rücklagen bei den einzelnen Wirtſchafts⸗ 
gütern und darüber hinaus den Mehrwert des Geſamt⸗ 
e das heißt den Betriebsbeſtehens⸗ 
wert. 

Der Veräußerungsgewinn iſt ſteuerpflichtig. Er 
unterliegt aber den ermäßigten Steuerſätzen des § 34 EStG. 
Veräußerungsgewinne werden demnach als außer⸗ 
ordentliche Einkünfte behandelt. 


Das gleiche gilt bei der Aufgabe des Gewerbe⸗ 
betriebs. An die Stelle des Veräußerungspreiſes des Unter⸗ 
nehmens tritt die Summe der Veräußerungs- 
preiſe der einzelnen Wirtſchaftsgüter und, ſoweit die 
Wirtſchaftsgüter in das Privatvermögen überführt 
werden, der gemeine Wert. Auch der Gewinn, der ſich 
bei einer Aufgabe ergibt, ſtellt außerordentliche 
Einkünfte dar. 

Dieſe Regelung gilt grundſätzlich auch für die Kör⸗ 
perſchaftſteuerpflichtigen, jedoch mit der Maß⸗ 
gabe, daß dem Körperſchaftſteuerrecht eine beſondere 
tarifliche Behandlung der Veräußerungsgewinne oder 
Aufgabegewinne fremd iſt. 

Stille Rücklagen können auch bei der Umwand⸗ 
lung von Kapitalgeſellſchaften aufgelöſt wer⸗ 
den. Wegen der Frage, ob und inwieweit bei der Umwand⸗ 
lung einer Kapitalgeſellſchaft in eine Perſonengeſellſchaft die 
ſtillen Rücklagen aufgelöſt werden müſſen, Hinweis auf 
die RF H⸗Urteile vom 12. Juni 1934, RStBI 1934 S. 1070, 
und vom 14. September 1935, RStBl 1936 S. 121. Die 
beſonderen ſteuerlichen Begünſtigungen der Umwandlungs⸗ 
gewinne ſind für das Altreich gegenſtandslos geworden. 

Im Gegenſatz zu dieſen Fällen der Auflöſung aller 
ſtillen Rücklagen eines Unternehmens ſtehen die Fälle der 
Auflöſung der ſtillen Rücklagen bei einzelnen Wirt⸗ 
ſchaftsgütern. Sie ſind eine tägliche Erſcheinung in 
jedem Gewerbebetrieb. In der Regel tritt die Auflöſung mit 
dem Ausſcheiden des Wirtſchaftsguts aus 
dem Betriebsvermögen ein. 


Beiſpiele: 

Eine Ware, ein Grundſtück oder ein Wertpapier, deren 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten geſtiegen ſind, wird mit 
Gewinn verkauft oder zu privaten Zwecken entnommen. — 
Eine zweifelhafte und abgeſchriebene Forderung geht ein. — 
Eine Währungsſchuld kann infolge Sinkens des Kurſes der 
ausländiſchen Währung mit einem Betrag getilgt werden, der 
niedriger iſt als der Verfügungsbetrag. 


Der Gewinn, der ſich aus der Auflöſung der ſtillen 
Rücklage ergibt, iſt laufender Betriebsgewinn. 
Er unterliegt den allgenreiwen Steuerſätze n. 

Schwierigkeiten können ſich ergeben, wenn das Wirt⸗ 
ſchaftsgut nur zum Teil aus dem Betriebsvermögen 
ausſcheidet. Es muß dann feſtgeſtellt werden, ob und 
in welcher Höhe für den ausſcheidenden Teil eine ſtille Rück⸗ 
lage beſtand. Es wäre unzuläſſig, eine ſtille Rücklage, die 
ſich auf das geſamte Wirtſchaftsgut erſtreckte, in voller 
1 5 für den verbleibenden Teil des Wirtſchaftsguts fort⸗ 
zuführen. 


Beiſpiel: 

Ein unbebautes Grundſtück ſteht mit den Anſchaffungs⸗ 
koſten von 10000 RM zu Buch. Die Hälfte des Grundſtücks 
wird für 7000 RM verkauft. Wenn die Grundſtückshälften 
gleichwertig find, iſt es unzuläſſig, den verblei⸗ 
benden Grundſtücksteil mit 8000 RM fortzuführen. Die 
ſtille Rücklage in Höhe von 2000 RM, die für den ausgeſchie⸗ 
denen Teil beſtand, iſt aufgelöſt und erhöht den 
Gewinn. 3 


Wenn bon Seiten der Steuerpflichtigen handels⸗ 
rechtlich oft anders verfahren und eine Gewinnverwirk⸗ 
lichung erſt bei der Veräußerung des reſtlichen Teils des 
Wirtſchaftsguts angenommen wird, ſo kann dem ſteuer⸗ 
lich nicht gefolgt werden. Hinweis auf das RFH-Urteil 
vom 11. Oktober 1933, RStBl 1934 S. 142. Behauptet der 
veräußernde Unternehmer, der Wert der ihm verbleibenden 
Grundſtückshälfte ſei kleiner als die Hälfte der Anſchaf⸗ 
fungskoſten, ſo kann er den niedrigeren Teilwert 
anſetzen. 


— — ¶ ͤLu 
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3. Auflöſung ſtiller Rücklagen bei Tauſchgeſchäften 


Das Ausſcheiden eines Wirtſchaftsguts aus dem 
Betriebsvermögen führt in der Regel, aber nicht 
immer, zu einer Auflöſung der ſtillen Rücklagen und 
damit zu einer Steuerpflicht. Es gibt mehrere Fälle, 
in denen es dem Unternehmer geſtattet iſt, die ſtillen 
Rücklagen auf ein anderes Wirtſchaftsgut 
zu übertragen. 

Der Reichsfinanzhof hat einige Male bei Tauſch⸗ 
geſchäften entichieden, daß eine Gewinnverwirklichung 
noch nicht mit der Hingabe des Wirtſchaftsguts eingetreten 
ſei. Hinweis auf die RiyH⸗Urteile vom 1. März 1933, RStBl 
1933 S. 427, vom 16. Auguſt 1934, RStl 1935 S 155, vom 
12. Dezember 1935, R Stall 1936 S. 412 u. a. Es handelt 
ſich dabei um beſonders gelagerte Tauſchfälle: Tauſch von 
Beteiligungen an Kapitalgeſellſchaften, Tauſch bei Ver⸗ 
ſchmelzung. Ein Grundſatz, daß bei Tauſchgeſchäften 
die ſtillen Rücklagen nicht aufgelöſt zu werden brauchen, kann 
aus ihnen nicht entnommen werden. Der Reichsfinanzhof 
führt in der Entſcheidung vom 16. Auguſt 1931 aus, daß 
eine Gewinnverwirklichung nur dann ausſcheide, wenn 
der Vorgang in ſich nicht abgeſchloſſen ſei, ſo daß 
ſeine Wirkungen einen beſtimmten Steuerabſchnitt nicht an⸗ 
gehen und deshalb für ihn nicht zu berückſichtigen ſeien. Das 
wird nur ausnahmsweiſe der Fall fein. In der 
Regel führt der Tauſch zu einer Auflöſung 
der in dem hingegebenen Wirtſchaftsgut 
enthaltenen ſtillen Rücklage. Hinweis auf 
Gebhardt in Reinhardt⸗ Gebhardt, Handbuch 
der ſteuerlichen Betriebsprüfung, Band 1 S. 275. 


Der folgende Tatbeſtand iſt bisher (ſo vom Reichs⸗ 
finanzhof in dem amtlich nicht veröffentlichten Urteil vom 
26. September 1934 VI A 2020/32 und bon 
Blümich, EStG, 3. Auflage, 86 Anmerkung 19) ebenfalls 
als ein Tauſchgeſchäft angeſehen worden, bei dem die 
ſtille Rücklage auf das neu eingetauſchte Wirtſchaftsgut über⸗ 
tragen werden kann: 

Ein gebrauchter Kraftwagen wird bei Erwerb eines 
neuen Kraftwagens in Zahlung gegeben. Der 
Anrechnungswert des gebrauchten Kraftwagens iſt höher 
als der Buchwert. 


Die ſtille Rücklage in Höhe des Unterſchieds zwiſchen 
Buchwert und Anrechnungswert kann in dieſem Fall nicht 
auf den neuen Wagen übertragen werden. Es erſcheint zu⸗ 
nächſt zweifelhaft, ob überhaupt ein Tauſchgeſchäft vorliegt. 
Lon einem Tauſch wird man wirtſchaftlich nur ſprechen 
können, wenn einigermaßen gleichwertige Wirtſchafts⸗ 
güter ausgetauſcht werden. Ein gebrauchter Wagen 
und ein neuer Wagen ſind weder hinſichtlich des Werts 
noch hinſichtlich der Ver wendbarkelt im Betrieb 
gleichwertig. Es iſt außerdem das folgende zu be— 
achten: Es beſteht im Ergebnis für den Unternehmer kein 
Unterſchied, ob er einen Kraftwagen von A kauft und ſeinen 
alten Wagen an B verkauft, oder ob er den Kraftwagen von 
A unter Inzahlunggabe des alten Wagens kauft. Ein 
Rechtsſatz des Inhalts, daß ſtille Rücklagen immer auf 
Erſatzgegenſtände übertragen werden können, beſteht nicht. 
Eine Vegünſtigung des Kaufs unter Inzahlunggabe iſt nicht 
veranlaßt. Es muß ſchließlich noch berückſichtigt werden, daß 
die ſtille Rücklage ſehr oft durch geſetzgeberiſche Maß⸗ 
nahmen (Mewertungsfreiheit) zuſtande gekommen 
iſt. Dieſe Maßnahmen bedeuten einen Verzicht auf gegen⸗ 
wärtige Steuereinnahmen in der Erwartung eines 
gleichs in abſehbarer Zukunft. Bei wiederholter Geſtattung 
der übertragung der ſtillen Rücklage würde aber die Be⸗ 
ſteuerung auf unabſehbare Zeit hinausgeſcho— 

en werden. Das verbieten die Rückſicht auf den Reichshaus⸗ 
halt und der Grundſatz der Gleichmäßigkeit der Beſteuerung. 

Der Reichsfinanzhof hat in einem Urteil vom 2. Novem⸗ 
ber 1938, RStl 1939 S. 116, die Übertragung ſtiller Rück- 
lagen auch in dem folgenden Fall zugelaſſen: Ein Unter- 
nehmer hatte feſt verzinsliche Wertpapiere aus dem Be- 
triebsvermögen in das Privatvermögen über⸗ 
nommen und Wertpapiere von gleicher Art und von gleichem 
Wert aus dem Privatvermögen in das Betriebsvermögen 


Aus⸗ 


überführt. Der Reichsfinanzhof hat zur Begründung auf die 
Volksanſchauung und auf § 1 StAnpG hingewieſen. Das 
Urteil kann auf andere Fälle einer Privatent⸗ 
nahme unter gleichzeitiger Vornahme einer Neueinlage 
nicht angewendet werden. Wenn z. B. Grundſtücke oder 
Waren oder Aktien miteinander ausgetauſcht werden, ſo 
gelten für die Bewertung der Privatentnahmen und der 
Neueinlagen die Beſtimmungen des $ 6 Ziffern 4 und 5 
EStG. Es tritt ſomit eine Gewinnverwirklichung 
hinſichtlich der entnommenen Wirtſchafts⸗ 
güter ein. 


4. Die ſtillen Rücklagen in den Einkommenſteuer-Richt⸗ 
linien für 1939 


Die EStR für 1939 enthalten im Abſchnitt 9 die wich⸗ 
tigſten Fälle, in denen ſtille Rücklagen auf Erſatzgegenſtände 
übertragen werden können. Es find das die Fälle der Auf 
löſung von ſtillen Rücklagen durch: 


a) höhere Gewalt (Hinweis auf Abſchnitt 5), 
b) behördlichen Eingriff (Hinweis auf Abſchnitt 6) 
mit beſonderer Berückſichtigung 
aa) der Enteignung auf Grund des Städtebau⸗ 
geſetzes (Hinmeis auf Abſchnitt 7) und 
bb) der Inanſpruchnahme auf Grund des Reichs ⸗ 
leiſtungsgeſetzes (Hinweis auf Abſchnitt 8). 


Der Abſchnitt 10 der EStR für 1939 behandelt die Räu⸗ 
mungsentſchädigungen bei Miet- und Pachtver⸗ 
hältniſſen (Hinweis auf Abſchnitt 9). 

Alle dieſe Fälle haben gemeinſam, daß die ſtille Rück⸗ 
lage gegen den Willen des Steuer pflichtigen 
aufgelöſt wird. Voransſetzung der (gegenwärtigen) 
Nichtbeſteuerung der ſtillen Rücklage iſt, daß der Steuer⸗ 
pflichtige für das ausgeſchiedene Wirt⸗ 
ſchaftsgut ein Erſatzgut beſchafft. Die Rege⸗ 
lung 10 115 übrigen für die berſchiedenen Fälle nicht ein⸗ 
heitlich. 


5. Auflöſung ſtiller Rücklagen durch höhere Gewalt 


Der Reichsfinanzhof hat ſchon ſeit vielen Jahren (Hin⸗ 
weis auf die Urteile vom 2. April 1930, RStBl 1930 S. 313, 
vom 22. November 1933, RStBl 1934 S. 430, und vom 
20. Dezember 1933, RStBBl 1934 S. 432) anerkannt, daß 
die Beſtenerung des Buchgewinns, der ſich bei buch⸗ 
führenden Steuerpflichtigen ergibt, wenn die Entſchädigung 
für ein abgebranntes Wirtſchaftsgut größer iſt als der 
Buchwert, eine Härte darſtellen würde. Die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft zahlt die Entſchädigung nicht, um den Steuer⸗ 
pflichtigen zu bereichern, ſondern um ihm die Wiederherſtel⸗ 
lung des alten Zuſtands zu ermöglichen. Die Beſtenerung 
des Buchgenunns würde dieſe Abſicht zum Teil vereiteln. 
Die Grundſätze dieſer Rechtſprechung gelten für alle 
Fälle der höheren Gewalt, alſo insbeſondere für 
Exploſionen, überſchwemmungen, Schiffsuntergang, Ver⸗ 
kehrsunfall u. dal. Vorausſeßung ift, daß ein Erſatz⸗ 
gegenſtand beſchafft wird, auf den die ſtille Rücklage über- 
tragen wird. 

Die ſtille Rücklage beſteht in dem Unter⸗ 
ſchiedsbetrag zwılden dem Buchwert und 
dem Betrag der Entſchädigung fär das ver⸗ 
nichtete Wirtſchaftsgut. Entſchädigungen für mit 
den Unglücksfällen zuſammenhängende andere Schäden 
ſind nicht Entſchädigungen für das Wirtſchaftsgut ſelbſt. 


Beiſpiel: 

Das Betriebsgrundſtück eines Einzelhändlers, das mit 
35 000 Ri zu Buch ſtand, brennt ab. Der Unternehmer er» 
hält für das Gebäude eine Entſchädigung von 50 000 RM. Es 
werden außerdem gezahlt 3000 RM für den mittelbaren 
Brandſchaden (Schuttaufräumung uſw.), 20 000 RM für die 
verbrannte Einrichtung und das Warenlager und 6000 RM 
als Entſchädigung für den Verluſt, der ſich durch die Unter⸗ 
brechung des Geſchäftsbetriebs ergibt. Als aufgelöſte ſtille 
Rücklage des Grundſtücks ſind nur 15 000 R M anzuſehen. 


Wird ein Er ſatz für das ausgeſchiedene Wirtſchafts⸗ 
gut nicht beſchafft, ſo iſt die ſtille Rücklage ſteuer⸗ 
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pflichtig. Andernfalls hat der Unternehmer die Möglich: 
keit, die ſtille Rücklage auf das Erſatzwirtſchaftsgut zu 
übertragen. Als Erſatzwirtſchaftsgut iſt aber 
nicht jedes Wirtſchaftsgut anzuſehen, das aus den 
Mitteln der Entſchädigung beſchafft worden iſt. Es muß 
wirtſchaftlich und techniſch die gleiche Auf⸗ 
gabe erfüllen wie der ausgeſchiedene Gegenſtand. 
Außerdem muß feine Beſchaffung für die Fort- 
führung des Betriebs in unveränderter 
Form erforderlich ſein. Es braucht nicht der 
gleiche Gegenſtand zu ſein. Techniſche Fortſchritte 
können berückſichtigt werden. Es kann auch ein Erſatzgegen⸗ 
ſtand beſchafft werden, deſſen Wert größer oder 
kleiner iſt als der des alten Gegenſtands. 


Beiſpiele: 

A. Eine Mühle brennt ab. Wenn der Unternehmer mit der 
Entſchädigung eine Ziegelei kauft, ſo liegt eine Erſatz⸗ 
beſchaffung nicht vor. 

B. Das Grundſtück eines großſtädtiſchen Textilgeſchäfts brennt 
ab. Der Unternehmer baut das abgebrannte Gebäude gleich⸗ 
artig und gleichwertig wieder auf. Das Gebäude wird an ein 
anderes Unternehmen vermietet. Eine Erſatzbeſchaſfung 
liegt nicht vor, weil der Betrieb nicht in unveränder⸗ 
ter Form fortgeführt wird. 

O. Die Keſſelanlage einer Fabrik explodiert. Die Ent⸗ 
ſchädigung wird zur Errichtung einer elektriſchen Strom- 
erzeugungsanlage berwendet. Wenn die neue An⸗ 
lage die gleichen Aufgaben erfüllt wie die alte Anlage, 
handelt es ſich um eine Erſatzbeſchaffung. 


Die Übertragung der ſtillen Rücklage 
führt dazu, daß das Erſatzwirtſchaftsgut in der Vermögens⸗ 
überſicht mit den Anſchaffungs⸗ oder Herſtel⸗ 
lungskoſten abzüglich des Betrags anzuſetzen 
iſt, um den die Entſchädigung den letzten 
Buchwert des ausgeſchiedenen Wirtſchaftsguts über ⸗ 
ſteigt. In der Regel werden die Anſchaffungskoſten des 
neuen Gegenſtands höher ſein als die aufgelöſte ſtille 
Rücklage des alten Wirtſchaftsguts. Es kann aber auch vor⸗ 
kommen, daß die Anſchaffungskoſten niedriger ſind. 
In dieſem Fall kann die ſtille Rücklage nicht in voller 
Höhe auf das Erſatzwirtſchaftsgut übertragen werden, 
weil ſich ſonſt ein Minusbetrag für das Erſatzwirtſchaftsgut 
ergeben würde. Der Erſatzgegenſtand muß mindeſtens mit 
einem Merkpoſten (1 RM) erſcheinen. Der Unter- 
ſchiedsbetrag zwiſchen der ſtillen Rücklage und den An⸗ 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten zuzüglich des Merk⸗ 
poſtens erhöht den Gewinn. 

Beiſpiel: 

Der Buchwert eines abgebrannten Gebäudes betrug 
30 000 RM. die Brandentſchädigung 70 000 RM, die ſtille Rück⸗ 
lage ſomit 40 000 RM. Wenn die Herſtellungskoſten des neuen 
Gebäudes 90 000 RM betragen, fo iſt es mit (90 000 RM — 
40 000 RM =) 50 000 AM anzujegen. Betragen die Herſtel⸗ 
lungskoſten 50000 RM. jo iſt das neue Gebäude mit 10 000 
RM anzuſetzen. Betragen fie 35000 RM, fo kann die ſtille 
Rücklage nicht voll übertragen werden. Das neue Grundſtück 
iſt dann mit 1 RM in der Vermögensüberſicht fortzuführen. 
In Höhe von 5001 RM wird die ſtille Rücklage aufgelöſt 
und erhöht den Gewinn. 


Dieſe Grundſätze gelten entſprechend auch für den Fall 
des Teilverluſts (Hinweis auf Abſchnitt 2 am Ende). 
Wenn 3. B. von einem Gebäude, das mit 50 000 RM zu 
Buch ſteht, die Hälfte abbrennt, die Entſchädigung 
35 000 RM und die Wiederaufbaukoſten 45 000 RM be» 
tragen, fo iſt das neue Gebäude mit 60000 RM anzuſetzen 
(Wert der unbeſchädigten Hälfte = 25000 RM, Wert der 
erneuerten Hälfte abzüglich der übertragenen ſtillen Rück⸗ 
lage in Höhe von 10 000 RM = 35 000 AM). 

Der neue Buchwert des Erſatzgegenſtands ſtellt 
die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 
im Sinn des 87 EStG dar. Die Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung können alſo nur von den um die ſtille Rücklage ver- 
minderten Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten berechnet 
werden. 

Tie Erſatzbeſchaffung für das ausgeſchiedene 
Wirtſchaftsgut wird oft nicht ſofort möglich ſein. 
Die ſtille Rücklage müßte deshalb aufgelöſt und verſteuert 


werden. Das würde unbillig ſein, weil die Verzögerung der 
Erſatzbeſchaffung vom Unternehmer meiſt nicht ge⸗ 
wollt iſt. Die EStR laſſen in dieſem Fall zu, daß 
in der Vermögensüberſicht ein Schuld poſten 
in der Höhe eingeſetzt wird, in der die Über⸗ 
tragung der ſtillen Rücklage vorausſichtlich möglich ſein 
wird. In der Regel werden die Koſten der Erſatzbeſchaffung 
größer fein als die Stille Rücklage des ausgeſchiedenen Wirt- 
ſchaftsguts. Es wird alſo meiſt der geſamte Bud- 
gewinn zurückgelegt werden können. Voraus⸗ 
ſetzung iſt aber, daß die Erſatzbeſchaffung im Laufe des 
nächſten Wirtſchaftsjahrs in ſicherer Aus ſicht ſteht. 
Wenn die Erſatzbeſchaffung infolge der Kriegsverhältniſſe 
ohne Verſchulden des Unternehmers weiter hinaus⸗ 
geſchoben werden muß, kann im einzelnen Fall dieſe 
Friſt verlängert werden. 

Beifpiel: 

Ein Schiff iſt durch Havarie im Sommer 1939 verloren 
gegangen. Der Buchwert war 1 Million RM. Die Verſiche⸗ 
rungsentſchädigung betrug 1800 000 RM. Der Unternehmer 
hat ein neues (kleineres) Schiff beſtellt, das vorausſichtlich 
1500 000 RM koſten wird. Infolge des Kriegsausbruchs iſt die 
Fertigſtellung des Schiffs hinausgeſchoben worden. Der 
Reeder konnte am 31. Dezember 1939 eine ſteuerfreie Rücklage 
für den Erſatzbau in Höhe von 800 000 RM machen. Kann das 
Erſatzſchiff Ende 1940 noch nicht fertiggeſtellt werden, ſo wird 
die Rücklage auch über den 31. Dezember 1940 hinaus un⸗ 
bedenklich weitergeführt werden konnen. 


6. Auflöſung ſtiller Rücklagen durch behördlichen Eingriff 
Stille Rücklagen eines Wirtſchaftsguts können auch 
dann in Erſcheinung treten, wenn das Wirtſchaftsgut in⸗ 
folge eines behördlichen Eingriffs aus dem Be⸗ 
triebsvermögen ausſcheidet. Der wichtigſte Fall iſt die 
Enteignung. Der Reichsfinanzhof hat in ſeinem Urteil 
vom 3. Auguſt 1938 (RStBBl 1938 S. 964) anerkannt, daß 
im Fall einer Betriebsverlegung unter be⸗ 
hördlichem Zwang die von ihm aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätze über die Beſteuerung der Brandentſchädigungen an⸗ 
gewendet werden können. Die EStR für 1939 haben dieſe 
Rechtſprechung im Abſchnitt 9 übernommen. 

Die Auflöſung ſtiller Rücklagen durch behördliche Ein⸗ 
griffe hat in den letzten Jahren und in der Gegenwart einen 
ſehr großen Umfang angenommen. Die öffentliche 
Hand hät zur Erfüllung ihrer Aufgaben, insbeſondere auf 
dem Gebiet der Wehrhaftmachung (Bau von Kaſernen, An⸗ 
legung von Flugplätzen und Truppenübungsplätzen), des 
Verkehrs (Reichsautobahnen, Bahnhofs und Haſenerweite⸗ 
rungen) und des Städtebaus in außerordentlichem Maß 
bebautes und unbebautes Gelände in Anſpruch genommen. 
Es find davon gewerbliche und landwirtſchaft⸗ 
liche Betriebe betroffen worden. Die Regelung der EStR 
für 1939 gilt deshalb für alle Steuerpflichtigen, die ihren 
Gewinn auf Grund einer Buchführung mit Be⸗ 
ſtandsvergleich ermitteln. Hinweis auf Abſchnitt 29 
Abſatz 2 der ESEN für 1939. 

Das Wirtſchaftsgut muß nicht auf Grund eines 
förmlichen Enteignungs verfahrens aus dem 
Betriebsvermögen ausgeſchieden ſein. Ein Ausſcheiden 
infolge behördlichen Eingriffs iſt ſchon dann anzunehmen, 
wenn der Steuerpflichtige nach den Umſtänden des Falls 
der Anſicht ſein konnte, daß er im Fall der Verweige⸗ 
rung des Verkaufs auf Grund der geſetzlichen Beſtimmungen 
zu einer Abtretung hätte gezwungen werden 
können. Die Annahme muß aber begründet ſein 
und die Gefahr der Enteignung muß unmittelbar 
bevorſtehen. Insbeſondere wird es erforderlich ſein, daß 
die Anregung zur Abtretung von der Behörde ausgegangen 
iſt. Andernfalls handelt es ſich um eine freiwillige 
Veräußerung und die aufgelöſten ſtillen Rücklagen ſind nach 
den allgemeinen Grundſätzen zu verſteuern. 

Beiſpiel: 

Ein Unternehmer erfährt, der Güterbahnhof in X werde 
demnächſt erweitert. Er verkauft ſeinen in der Nähe gelegenen 
Lagerplatz an die Reichsbahn. Die Erweiterung iſt zwar in 
Ausſicht genommen, aber noch nicht beſchloſſen. Der Gewinn 
aus der Grundſtücksveräußerung kann nicht auf ein Erſatz⸗ 
grundſtück übertragen werden. 
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Die ſtille Rücklage beſteht im Unterſchieds⸗ 
betrag zwiſchen dem Buchwert und dem Be⸗ 
[trag der Entſchädigung für das enteignete Wirt⸗ 
ſchaftsgut. Die Enteignung von Grundſtücken wird oft eine 
Betriebsverlegung zur Folge haben. Es werden deshalb in 
der Regel in der Entſchädigungsſumme auch Beträge für 
die Umzugskoſten, für den während des Umzugs 
entgehenden Gewinn oder für den an das alte 
Grundſtück gebundenen Kundenkreis und für ähnliche 
Umſtände enthalten ſein. Dieſe beſonderen Entſchädigungen 
gehören nicht zu der Entſchädigung für das enteignete 
Grundſtück. Sie können deshalb nicht als ſtille Rücklage 
des alten Wirtſchaftsguts auf das neue Wirtſchaftsgut über⸗ 
tragen werden. Der Gewinn des oder der nächſten Wirt⸗ 
ſchaftsjahre wird durch die tatſächlichen Umzugskoſten, durch 
die Betriebsunterbrechung und durch den Verluſt des Kun⸗ 
denkreiſes vermindert. Die zum Ausgleich dieſer Ver⸗ 
luſte gezahlten Beträge find deshalb als Betriebsvermögens⸗ 
erhöhungen zu erfaſſen. 

Die Ausführungen im vorangehenden Abſchnitt über 
das Weſen des Erſatzwirtſchaftsguts, über 
die Übertragung der ſtillen Rücklagen und über den 
Zeitpunkt der Erſatzbeſchaffung gelten auch für den 
Fall der Enteignung. Eine Erſatzbeſchaffung mußte z. B. 
in dem folgenden Fall verneint werden: Ein Unternehmer 
hatte ausländiſche Wertpapiere in ſeinem Betriebs⸗ 
vermögen, deren Buchwert weit unter dem Kurswert lag. 
Der Unternehmer mußte dieſe Wertpapiere auf Grund der 
geſetzlichen Beſtimmungen über Ablieferungspflicht aus⸗ 
ländiſcher Wertpapiere der Reichsbank zum Verkauf an⸗ 
bieten. Er behielt den Erlös in ſeinem Betriebsvermögen 
und legte ihn in inländiſchen Wertpapieren und in 
Grundſtücken an. Er verlangte die Übertragung des 
Buchgewinns auf die neu angeſchafften Wirtſchaftsgüter. 
Der Antrag mußte abgelehnt werden. Der Verkauf iſt 
zwar durch einen behördlichen Eingriff veranlaßt worden. 
Die neuen Wirtſchaftsgüter erfüllten aber nicht die 
gleiche Aufgabe wie die ausgeſchiedenen, und vor 
allem hätte der Betrieb auch ohne die Erſatzbeſchaffung in 
unveränderter Form weitergeführt werden können. Hin⸗ 
weis auf Abichnitt 5 Abſatz 3. 

Zwei wichtige Fälle behördlicher Eingriffe ſind in be⸗ 
ſonderen Erlaſſen behandelt. Es handelt ſich um 

je Inanſpruchnahme von Grundſtücken auf 

Grund des Geſetzes über die Neugeſtaltung 
deutſcher Städte (Städtebaugeſetz vom 4. Ok⸗ 
tober 1937, RGB I ©. 1054) und um die Inanſpruch⸗ 
nahme von beweglichen Gegenſtänden auf 
Grund des Reichs leiſtungsgeſetzes vom 
1. September 1939 (RGBI I S. 1645). Die ESIN für 1939 
weiſen auf die diesbezüglichen Erlaſſe des Reichsminiſters 
der Finanzen vom 24. Juni 1939 (RStBl 1939 S. 769) und 
dom 22. Dezember 1939 (RStBl 1940 S. 1) ausdrücklich 
hin. Die beſondere Regelung dieſer Fälle wird alſo durch 
ie allgemeine Regelung der Übertragung von ſtillen Rück⸗ 
lagen auf Erſatzbeſchaffungen nicht berührt. 


7. Auflöſung ſtiller Rücklagen durch Maßnahmen auf Grund 
des Städtebaugeſetzes 


Voransſetzung für Anwendung des oben bezeich— 
neten Erlaſſes iſt, daß 


a) die Abtretung des Grundſtücks im Rahmen von 
Maßnahmen auf Grund des Städtebau⸗ 
geſetzes erfolgt; 

b) das Grundſtück zu einem „Bereich“ im Sinn des 
Städtebaugeſetzes gehört. Iſt ein Bereich noch nicht ge⸗ 
bildet, ſo kann die mit der Durchführung der ſtädtebau⸗ 
lichen Maßnahmen beauftragte Dienſtſtelle beſcheinigen, 
daß der Erwerb der Grundſtücke zur Durchführung dieſer 
Maßnahmen erforderlich iſt und daß für die Grundſtücke 
ein Bereich gebildet werden wird; 

e) das Grundſtück innerhalb eines beſtimmten 
Zeitraums enteignet oder verkauft wird. Im ein⸗ 
zelnen Hinweis auf Abſchnitt des Städte⸗ 
bauerlaſſes. 


Die beſondere Regelung für die auf Grund des 
Städtebaugeſetzes aufgedeckten ſtillen Rücklagen beſteht in 
folgendem: 


a) Im Fall der Brandentſchädigung oder der Enteignung iſt 
die ſtille Rücklage, die auf das Erſatzwirtſchaftsgut nicht 
übertragen werden kann, weil die Anſchaffungs⸗ oder 
Herſtellungskoſten des Erſatzgrundſtücks niedriger ſind 
als der Buchgewinn, voll ſteuerpflichtig. Auch 
im Fall des Städtebaugeſetzes wird der Buchgewinn, ſo⸗ 
weit er die Koſten des Erſatzgrundſtücks überſteigt, be⸗ 
ſteuert, aber nur mit 10 v. H. Das gilt auch, wenn 
ein Erſatz überhaupt nicht beſchafft wird. 
Beiſpiel: 

Der Buchwert eines im Zug der Neugeſtaltung der 
Reichshauptſtadt enteigneten Betriebsgrundſtücks beträgt 
80 000 RM. Die Entſchädigung beträgt 50 000 RM. 
Koſtet das Erſatzgrundſtück 80 000 RM, jo iſt der Buch⸗ 
gewinn in Höhe von 20 000 RM zu übertragen, jo daß das 
Erſatzgrundſtück mit 60 000 RM anzuſetzen iſt. Koſtet das 
Erſatzgrundſtück 40 000 RM, fo iſt es mit 20 000 RM an 
zuſetzen. Koſtet es 8000 RM, fo iſt es mit I RM anzu⸗ 
ſetzen, die reſtlichen 11999 RM der aufgelöften ſtillen 
Rücklage ſind mit 10 v. H. zu verſteuern. Wird ein Erſatz⸗ 
grundſtück nicht beſchafft, ſo iſt der geſamte Buchgewinn mit 
10 v. H. zu verſteuern. 


b) Nach den EStR für 1939 kann die Erſatzbeſchaffung bis 
zum Ende des nächſten Wirtſchaftsjahrs hinaus⸗ 
geſchoben werden. Hinweis auf Abſchnitt 5 am Ende. 
Nach dem Städtebauerlaß iſt die Zurücklegung des Buch⸗ 
gewinns ſpäteſtens nach Ablauf von zwei Jahren 
nach erfolgter Veräußerung oder Enteignung aufzulöſen. 


Der Städtebauerlaß ſpricht nicht ausdrücklich davon, 
daß ſeine Regelung nur für buchführende Land⸗ und 
Forſtwirte, Gewerbetreibende und ſelbſtändig Tätige gilt. 
Das ergibt ſich jedoch daraus, daß von der Anwendung der 
Brandentſchädigungsgrundſätze, von Buchwert, Buchgewinn, 
Hauptabſchlußbilanz, Einſetzung eines Schuldpoſtens uſw. 
geſprochen wird. Wird z. B. ein Grundſtück, das nicht zu 
einem Betriebsvermögen gehört, innerhalb von 
zwei Jahren nach der Anſchaffung veräußert, ſo wird die 
Steuerpflicht, die ſich 823 EStch gemäß ergibt (Speku⸗ 
lationsgeſchäf h), durch die Beſtimmungen des Städte⸗ 
bauerlaſſes nicht berührt. 


8. Auflöſung ſtiller Rücklagen infolge Inauſpruchnahme auf 
Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes 


Das Reichsleiſtungsgeſetz, das aus dem 
früheren Wehrleiſtungsgeſetz vom 13. Juni 1938 
(RGBl 1 S. 887) hervorgegangen iſt, beſtimmt die Leiſtun⸗ 
gen, die von den Bedarfſtellen (das find die Dienſt⸗ 
ſtellen der Wehrmacht oder andere ſtaatliche oder mit ſtaat⸗ 
lichen Aufgaben betraute Stellen) in Anſpruch genommen 
werden können. Der Kreis dieſer Leiſtungen iſt 
außerordentlich umfangreich. Die Bedarfſtellen können 
fordern: die Geſtattung des Gebrauchs von Sachen, die 
Übertragung von Rechten an beweglichen Sachen, den Ab⸗ 
ſchluß beſtimmter Rechtsgeſchäfte über bewegliche Sachen, 
die Beſchaffung, Einlagerung, Erzeugung oder Herſtellung 
beſtimmter Sachen, die Gewährung von Unterkunft und 
Verpflegung, die Abgabe von Futter⸗ oder Betriebsſtoffen, 
die Benutzung von Grundſtücken, die Mitbenutzung von 
Werkſtätten, die überlaſſung von Gegenſtänden, die Aus⸗ 
führung von Beförderungen uſw. Die Leiſtungen können 
erzwungen werden. Die Bedarfſtelle kann die Be⸗ 
ſchlagnahme anordnen. 

Der oben (im letzten Abſatz von Abſchnitt 6) bezeichnete 
Erlaß vom 22. Dezember 1939 betrifft nur einen kleinen 
Teil dieſer Leiſtungen, und zwar die im § 15 des 
Reichsleiſtungsgeſetzes bezeichneten Leiſtungen. 
Danach müſſen Reit⸗, Zug⸗ und Traatiere, 
Hunde und Brieftauben. Land-, Luft- und 
Waſſer fahrzeuge aller Art, Nachrichten⸗ 
mittel, die zum Gebrauch der bezeichneten Sachen not- 
wendigen Ausrüſtungsſtücke, Erſatzteile und 
Betriebsſtoffe und ſonſtige bewegliche 
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Sachen, die den Bedürfniſſen der Bedarf⸗ 
ſtelle dienen, von den Eigentümern auf Anfordern 
der Bedarfſtelle überlaſſen werden. Die Gegenſtände können 
zur Benutzung und zur Verfügung in Anſpruch 
genommen werden. Im erſten Fall verbleiben die Gegen⸗ 
Hände im Eigentum des Leiſtungsverpflich⸗ 
teten, im zweiten Fall gehen fie in das Eigentum 
der Bedarfſtelle über (Miete — Kauf). In beiden 
Fällen wird eine Vergütung gewährt. Bei Inanſpruch⸗ 
nahme zur Benutzung kann dem Eigentümer neben 
der Vergütung eine Enkſchädigung gewährt werden. 
Die Vergütungen und die Entſchädigungen für Wirtſchafts⸗ 
güter, die zu einem Betriebsvermögen gehören, 
find Betriebs einnahmen. 


Gerade bei den bezeichneten Wirtſchaftsgütern werden 
oft ſtille Rücklagen gegeben fein. Es handelt ſich 
dabei oft um kurzlebige Wirtſchaftsgüter, für 
die die Bewertungsfreiheit in Anſpruch genommen werden 
konnte. Außerdem find bei dieſen Gegenſtänden die Ab- 
ſchreibungsſätze von den Finanzämtern in der Regel 
graßzügig anerkannt worden. Wenn dieſe Wirtſchaftsgüter 
von der Bedarfſtelle zur Verfügung in Anſpruch ge— 
nommen werden, alſo aus dem Betriebsvermögen aus- 
ſcheiden, ſo ergeben ſich durch die Vergütungen in 
vielen Fallen Buchgewinne. Die buchführenden 
Land» und Forſtwirte, Gewerbetreibenden und ſelbſtändig 
Tätigen können dieſe Buchgewinne auf ein Erſatzwirt⸗ 
ſchaftsgutübertragen. Das iſt in der Regel zur- 
zeit nicht möglich, weil die Beſchaffung z. B. von 
Kroftfohrzeugen und Pferden auf Schwierigkeiten ſtößt. 
Der Erlaß beſtimmt für dieſen Fall (Abſchnitt TI 1b Ab⸗ 
lag 2), daß der Buchgewinn, das heißt der Unterſchieds. 
betrag zwiſchen Buchwert und Vergütung, zunächſt fteuer- 
frei zurückgelegt werden kann. Es handelt ſich dabei 
nicht um eine Rückſtellung, ſondern um eine Rück⸗ 
lage, die beſtimmt iſt, ſpätere Ausgaben zu 
decken, und die nur aus Billigkeitsgründen als Be 
triebsvermögensverminderung behandelt 
wird. Hinweis auf Abſchnitt 1. 


Tiefe Rücklagen für Erſatzbeſchaffung find im Beit- 
punkt der Erſatzbeſchaffung aufzulöſen. 
Wird ein Erſatz nicht beſchafft, ſo kann die Rücklage bis zu 
dem Zeitpunkt fortgeführt werden, in dem eine Er⸗ 
ſatzbeſchaffung nach Lage der allgemeinen Verhältniſſe 
möglich iſt. Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich 
die Beſtimmung dieſes Zeitpunkts vor ⸗ 
behalten. Sit auch bis zu dieſem Zeitpunkt ein Erſatz 
nicht beſchafft worden, ſo muß angenommen werden, daß 
der Unternehmer ein Erſatzwirtſchaftsgut nicht beſchaffen 
will. Die Rücklage muß ſpäteſtens in dem vom Reichs- 
miniſter der Finanzen beſtimmten Zeitpunkt aufgelöſt 
werden. Sie erhöht dann den Gewinn des laufenden Mirt- 
ſchaftsjahrs. Im Gegenſatz zu der Regelung bei der Be- 
handlung der Brandentſchädigung wird aber die Abſicht 
einer Erſatzbeſchaffung zunächſt unterſtellt. 
Beiſpiel: 
Ein Gewerbetreibender hat einen Perſonenkraftwagen am 
1. Juli 1937 für 5000 RM erworben und ihn am 31, Dezember 
1937 auf 1 Reichsmark abgeſchrieben. Der Wagen wird im 
September 1939 von einer Bedarfſtelle zur Verfügung in 
Anſpruch genommen. Die Vergütung beträgt 2 500 RM. Der 
Unternehmer kann zum 31. Dezember 1939 eine ſteuerfreie 
Rücklage von 2 499 RM bilden. Erwirbt er im Juni 1941 
einen anderen Perſanenkraftwagen für 4000 RM. fa find als 
Anſchaffungskoſten nur 1501 RM eanzuſetzen. Das find die um 
die aufgeſöſte Rücklage verminderten tatfächlichen Anſchaf⸗ 
fungskoſten. Am 31. Dezember 1941 iſt der Wagen — bei 
Unterſtellung einer fünfſährigen Nutzungsdauer — mit 
Me RM — (6% X ½ X 1500 RM) = 1351 AM anzu- 
eben. 
Würde der Reichsminiſter der Finanzen den 31. Dezember 
1941 als letzten Zeitpunkt für die Erſatzbeſchaffung beſtimmt 
haben und es wäre bis zu dieſem Tag ein Erſatz nicht be⸗ 
ſchafft worden, fo mürde ſich der Gewinn des Wirtſchaftsjahrs 
1941 um die aufgelöſte Rücklage von 2 499 RM erhöhen. 


Die Veſchaffung eines Erſatzgegenſtands wird, ſoweit 
ſie überhaupt möglich iſt, auch hinſichtlich der Aus wahl 


des Gegenſtands während des Kriegs oft auf 
Schwierigkeiten ſtoßen. Viele Unternehmer werden ge⸗ 
zwungen fein, ſich während der Kriegsdauer mit einem 
Gegenſtand zu behelfen, der nicht als vollwertiger 
Erſatz des Gegenſtands anzuſehen iſt. In dieſen Fällen 
wird man dem Unternehmer die Wahl laſſen, ob er den 
beſchafften Gegenſtand als Erſatz für den ausgeſchiedenen 
Gegenſtand anſehen will, oder ob er die ſtille Rücklage bis 
zur Beſchaffung eines endgültigen Erſatzes weiter⸗ 
führen will. 


Beiſpiel: 

Ein Unternehmer hat Ende 1938 ein dreijähriges Pferd 
für 1000 RM erworben. Das Pferd wird im Auguſt 1939 von 
der Bedarfſtelle zur Verfügung in Anſpruch genommen. Die 
Vergütung beträgt 1500 RM. Der Unternehmer erwirbt 
kurze Zeit darauf ein zwanzigjähriges Pferd für 300 RM. 
Der Unternehmer kann den Buchgewinn auf das neue Pferd 
übertragen. Das Pferd iſt dann mit 1 Reichsmark in die 
Bilanz einzuſetzen. Der Unternehmer kann aber auch das 
Pferd mit den Anſchaffungskoſten, vermindert um die Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung, bewerten und die aufgedeckte ſtille 
Rücklage in Höhe von 500 Re jo lange fortführen, bis er für 
das ausgeſchiedene Pferd einen vollwertigen Erſatz erhält. 

Dasſelbe würde gelten, wenn 3. B. ein von der Wehrmacht 
in Anſpruch genommener Laſtkraftwagen während der Kriegs- 
dauer zur Benzinerſparnis durch einen Dreiradlieferwagen er⸗ 
ſetzt wird. 


Die Inanſpruchnahme auf Grund des Reichsleiſtungs⸗ 
geſetzes kann dann zu einer beſonderen Härte führen, 
wenn der Steuerpflichtige durch die zur Verfügungſtellung 
des Gegenſtands verhindert wird, von der ihm zu⸗ 
ſtehenden Abſchreibungs- oder Bewertungs» 
freihert Gebrauch zu machen. Die Abſchreibungs⸗ 
freiheit iſt insbeſondere in der Oſtmark und in den 
ſudetendeutſchen Gebieten von großer Bedeutung. 
Die Bewertungs freiheit 8 6 Ziffer I Satz 4 ESt 
gemäß gilt für das geſamte Reichsgebiet in dem im 
Abſchnitt 13 der EStR für 1939 bezeichneten Umfang, alſo 
insbeſondere für beſtimmte Laſtkraftwagen, Traktoren, 
Omnibuſſe und dergleichen. Wenn ein Wirtſchaftsgut, für 
das von der Bewertungs- oder Abſchreibungsfreiheit Ge⸗ 
brauch gemacht werden könnte, vor Ablauf des Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs, in dem es geliefert oder hergeſtellt worden iſt, 
von der Bedarfſtelle in Anſpruch genommen wird, ſo kann 
der Unternehmer die Abſchreibung in der Hauptabſchluß— 
bilanz nicht mehr vornehmen. Er wäre alſo doppelt ge⸗ 
ſchädigt: er verliert das Wirtſchaftsgut und er kann die ihm 
in Ausſicht geſtellte ſteuerliche Vergünſtigung, die möglicher- 
weiſe für ſeine Beſtellung ausſchlaggebend war, nicht aus- 
nutzen. 


Der Reichsminiſter der Finanzen wird, um dieſe Härte 
zu beſeitigen, demnächſt das folgende beſtimmen: Die 
Steuerpflichtigen können in Höhe der Vergütung 
für die Inanſpruchnahme eine fteuerfreie Rücklage 
bilden. Dieſe darf die Anſchaffungs oder Herſtellungs⸗ 
koſten nicht überſteigen. Sie iſt geſondert auszu- 
weiſen. Die Rücklage iſt im Zeitpunkt der Erſatzbe⸗ 
ſchaffung für das zur Verfiigung in Anſpruch genom- 
mene Wirtſchaftsgut aufzulöſen; ſpäteſtens muß 
das am Schluß des Wirtſchaftsjahrs geſchehen, in dem nach 
Lage der allgemeinen Verhälkniſſe eine Erſaßbbeſchaffung 
möglich war. Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich 
die Beſtimmung dieſes Zeitpunkts vorbehalten. Auf 
das zu dieſem Zeitpunkt angeſchaffte Erſatzwirtſchaftsgut iſt 
im Jahr der Anſchaffung auf Grund der Bewertungsfreiheit 
eine Abſchreibung in Höhe der aufgelöſten 
Rücklage zu machen. 


Die Auswirkungen dieſer Regelung ergeben ſich aus 
dem folgenden Beiſpiel: 


Ein Unternehmer hat im Frühjahr 1939 einen Laſtkraft⸗ 
wagen für 10000 NM geliefert erhalten. Der Wagen wird im 
Herbſt 1939 einge zogen. Die Neraittung beträgt 8 500 RM. 
Er kann am 31. Dezember 1989 eine Riſcklage von 8 500 RM 
bilden. Es ergibt ſich alſo ſteuerlich das gleiche, als wenn er 
den Wagen behalten und voll abgeſchriehen hätte. Im De⸗ 
zember 1941 erhält er einen anderen Laſtkraftwagen, für den 
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er 11000 RM aufwenden muß. Die Rücklage iſt aufzulöſen. 
Als Anſchaffungskoſten des neuen Wagens find (11000 RM — 
8 500 RM =) 2500 RM anzuſetzen. Die Übertragung der 
geſamten Rücklage auf das Erſatzwirtſchaftsgut im Wirtſchafts⸗ 
jahr der Erſatzbeſchaffung iſt vorgeſchrieben. Sie kann 
nicht auf mehrere Jahre verteilt werden. 


1 e eee e bei Miet: und Pachtverhält⸗ 
niſſen 


Der Städtebauerlaß betrifft nur die Entſchädi⸗ 
gungen für die Enteignung oder den Verkauf 
von Grundſtücken. Es können auch auf Grund des 
Städtebaugeſetzes Verlegungen von Betrieben erforderlich 
werden, die in gemieteten Grundſtücken arbeiten. 


Die EStR für 1939 behandeln in einem beſonderen 
Abſchnitt (Abſchnitt 10) die Frage, wie die Räu⸗ 
mungsentſchädigungen ſteuerlich zu behandeln 
ſind, die an Gewerbetreibende und ſelbſtändig Tätige für 
die vorzeitige Beendigung von Miet- und 
Pachtverhältniſſen auf Grund des Städte ⸗ 
bangeſetzes gezahlt werden. Soweit die Räumungs⸗ 
entſchädigungen für körperliche Wirtſchafts⸗ 
güter des Betriebsvermögens (Einbauten, 
Umbauten) gezahlt werden, gelten die oben dargeſtellten 
Grundſätze für die übertragung von ſtillen Rücklagen auf 
Erſatzwirtſchaftsggüter. Andere Entſchädigungen 
ſind nach den allgemeinen Grundſätzen zu behandeln. 
Beiſpiel: 

Ein Unternehmer muß ſein Ladengeſchäft, das er in 
einem zum Abbruch beſtimmten Gebäude hatte, verlegen. Er 
erhält eine Entſchädigung von 12000 NM, die ſich aus den fol⸗ 
genden Einzelbeträgen zuſammenſetzt: 7000 RM für die Laden⸗ 
einrichtung, die Eigenkum des Betriebsinhabers iſt und nicht 
weiter verwendet werden kann, 3000 RM für die Umzugs⸗ 
koſten und für den Verdienſtausfall während des Umzugs, 
2000 RM für den Geſchäſtswert und Kundenkreis. Die 
Ladeneinrichtung ſtand mit 1500 RM zu Buch. Die Anſchaf⸗ 
fungskoſten der Ladeneinrichtung in einem anderen Grundſtück 
betragen 8000 RM. Die aufgedeckte ſtille Rücklage von 
2500 RM kann auf die neue Einrichtung übertragen werden, 
fo daß ſie nur mit 5500 RM anzuſetzen iſt. Dieſer Betrag 
iſt auch der Ausgangswert für die zukünftigen Abſetzungen 
für Abnutzung. Die außerdem gezahlten 3000 RM und 
2000 RM erhöhen den Gewinn des laufenden Wirtſchafts⸗ 
jahrs, ſoweit ſie nicht durch die Koſten des Umzugs auf⸗ 
gezehrt worden ſind. 


Würde der Unternehmer den Betrieb nicht fort ⸗ 
führen, ſo iſt der Geſchäftsaufgabegewinn 
unter Einrechnung der gezohlten Geſamtentſchädi⸗ 
gung zu ermitteln. Er iſt §§ 16 und 34 EStG gemäß 
als außerordentliche Einkünfte zu behandeln. 


10. Auflöſung ſtiller Rücklagen im Umlaufvermögen 


. Es iſt bei den bisherigen Ausführungen nicht unter. 
ſchieden worden, bei welcher Art von Wirtſchaftsgütern des 
Betriebsvermögens die ſtillen Rücklagen beſtanden. Im 
folgenden ſoll unterſucht werden, ob und inwieweit die Be⸗ 
handlung eine verſchiedene iſt, je nachdem, ob es ſich 
um Anlagegüter oder um Umlaufgüter handelte. 
Der Fall des Tan ſchs kann dabei ausſcheiden, weil hier 
Us n der ſtillen Rücklage nur ſehr ſelten mög⸗ 
Ich ift. 

Für den Fall der höheren Gewalt hat der 
Reichsfinanzhof in einem Urteil vom 10. Auguſt 1938 
(RStul 1938 S. 914) entſchieden, daß die Grundſätze über 
die Behandlung der Brandentſchädigungen nicht auf 
das Anlagevermögen beſchränkt ſeien. Der 
Steuerpflichtige hatte für ſein verbranntes Warenlager 
eine Verſicherungsentſchädigung erhalten und hatte in der 
zilanz einen Schuldpoſten (Rücklage für Wiederbeſchaffung) 
eingeſetzt. Der Reichsfinanzhof führt aus, daß die Volks⸗ 
anſchauung in dem Verbrennen eines Warenlagers nicht 
einen Umſchlag, ſondern eine Vernichtung ſehe. 
Zu einer Veſchränkung der Übertragbarkeit der ſtillen Rück- 
lage auf ein Wirtſchaftsgut des Anlagevermögens liege 
ein Grund vor. 


Für den Fall der Enteignung iſt ein Urteil nicht 
ergangen. Da es ſich hier meiſt um Anlagegüter 
(Grundſtücke) handeln wird, ſpielt die Frage keine große 
Rolle. Es ſei aber an den folgenden Fall gedacht: Das 
Grundſtück eines Grundſtücksmaklers, das zu 
ſeinem Umlaufvermögen gehört, wird auf Grund des 
Städtebaugeſetzes enteignet. Nach dem oben bezeichneten 
Städtebauerlaß vom 24. Juni 1939 wird man unbedenklich 
die Übertragung des Buchgewinns auf ein Erſaswirtſchafts⸗ 
gut zulaſſen. Der Umſtand, daß ein zum Umlaufver⸗ 
mögen gehörendes Grundſtück vom Eigentümer zum 
Verkauf beſtimmt iſt und ein zum Anlage ver⸗ 
mögen gehörendes Grundſtück nicht, iſt nicht ausſchlag⸗ 
gebend. Der weſentliche Grund für die Übertragbarkeit der 
ſtillen Rücklage iſt (Hinweis auf Abſchnitt 4), daß fi 
gegen den Willen des Steuerpflichtigen aufgelöſt 
worden iſt. Die Behauptung des Grundſtückmaklers, er 
habe das Grundſtlck zwar verkaufen wollen, aber nicht zu 
dem ihm gewährten Preis oder nicht in dieſem Zeit⸗ 
punkt, wird meiſt nicht entkräftet werden können. 


Anders iſt es mit der Inanſpruchnahme auf Grund 
des Reichs leiſtungsgeſetzes. Der oben bezeichnete 
Erlaß von 22. Dezember 1939 beſchränkt die über⸗ 
tragbarkeit des Buchgewinns ausdrücklich auf 
die zum Anlagevermögen gehörenden 
Wirtſchaftsgüter (Hinweis auf Abſchnitt II I b Ab⸗ 
ſatz 6 des Erlaſſes). Wenn z. B. die zum Verkauf beſtimmten 
Kraftwagen einer Autofabrik oder eines Kraftfahrzeug⸗ 
händlers — auch Vorführwagen — oder Pferde eines 
Pferdehändlers oder die Zelttuchbeſtände einer Zelttuch⸗ 
fabrik von der Wehrmacht in Anſpruch genommen werden, 
ſo können die dabei entſtehenden Buchgewinne nicht über⸗ 
tragen werden. Sie ſind im Veranlagungszeitraum der 
Inanſpruchnahme voll ſteuer pflichtig. 


Um dieſe unterſchiedliche Behandlung der Auflöſung 
von ſtillen Rücklagen im Umlaufvermögen einerſeits auf 
Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes, anderſeits auf Grund 
einer Enteignung oder auf Grund höherer Gewalt ver⸗ 
ſtehen zu können, muß noch einmal auf das Weſen der 
ſtillen Rücklage eingegangen werden. Die EStR für 
1939 beſtimmen im Abſchnitt 9 (Hinweis auf Abſchnitt 5 
Abſatz 2 dieſes Aufſatzes), daß als übertragungsfähige ſtille 
Rücklage der Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem Buchwert 
und dem Betrag der Entſchädigung anzuſehen 
iſt. Dieſe Beſtimmung iſt einfach und leicht durchzuführen. 
Sie weicht aber von der ſonſt üblichen Begriffsbeſtimmung 
der ſtillen Rücklage ab. Als ſtille Rücklage eines Wirt⸗ 
ſchaftsguts iſt — richtig geſehen — nicht der Unterſchieds⸗ 
betrag zwiſchen Buchwert und Veräußerungs⸗ 
preis, ſondern der Unterſchiedsbetrag zwiſchen Buch ⸗ 
wert und (höherem) Teilwert anzuſehen. 


Beiſpiel: 

Die Anſchaffungskoſten (= Buchwert) einer Ware be⸗ 
tragen 100 RM, die Wiederbeſchaffungskoſten oder der Markt⸗ 
preis an einem beſtimmten Tag (= Teilwert) 120 RM. Wenn 
die Ware an dieſem Tag für 150 RM verkauft wird. jo wird 
dadurch eine ſtille Rücklage nicht in Höhe von 50 RM. ſondern 
nur in Hühe von 20 RM aufgelöſt. Der darüber hinaus ge⸗ 
zahlte Betrag von 30 RM it normaler Verkaufs- 
gewinn. 


Wenn die EStR für 1939 eine — für den 
Steuerpflichtigen günſtigere — Beſtimmung 


der übertragungsfähigen ſtillen Rücklagen geben, ſo liegt 
dem die folgende Erwägung zugrunde: Die ſtillen Riid- 
lagen haben bei den Anlagegütern eine ganz andere 
Bedeutung als bei den Umlaufaütern. Anlagegüter 
gehören in der Regel dem Betriebsvermögen für 
längere Zeit an. Umlaufgüter werden fortlaufend 
ausgetauſcht. Eine echte ſtille Rücklage infolge Stei- 
gens des Teilwerts wird ſich deshalb meiſt nur bei 
den Anlage gütern bilden. Sogenannte Ladenhüter, 
das heißt Waren, die mit einem unter den Anſchaffungs⸗ 
koſten liegenden Teilwert bewertet find und deren 
Bilanzanſatz oft ſtille Rücklagen In ſüch 
birgt, kommen infolge der verſtärkten Umſchlags⸗ 
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geſchwindkeit des Warenlagers in den letzten Jahren nur 
noch ſelten vor. Die anderen Gründe der Entſtehung von 
ſtillen Rücklagen: zu hohe Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung, Inanſpruchnahme, der Bewer⸗ 
tungsfreiheit, kommen nur für die Anlage⸗ 
güter in Betracht. Die Bewertung der Anlage ⸗ 
güter enthält deshalb meiſt ſtille Rück⸗ 
kagen, die Bewertung der Umlaufgüter 
ſehr Selten. 

Dazu tragen auch die ſcharfen Bewertungs⸗ 
beſtimmungen des Einkommenſteuergeſetzes bei. Es 
ſei insbeſondere auf die Rechtſprechung des Reichsfinanz⸗ 
hofs über die Erfaſſung der Fertigungsgemein⸗ 
koſten (Hinweis auf Abſchnitt 32 der EStR für 1939) 
und auf das RFH-Urteil vom 6. Mai 1936, RStBl 1936 
S. 849, hingewieſen. In dieſem Urteil hat der Reichsfinanz⸗ 
hof entſchieden, daß ſtille Rücklagen im Waren⸗ 
lager ſich beim Umſchlag auflöſen. Wenn der 
Buchwert eines Warenlagers früher unter dem 
Teilwert lag, ſo berechtigt das nicht, dieſe Rücklage auf 
ſpäter angeſchaffte Waren zu übertragen. Das 
Warenlager iſt ſteuerlich keine Einheit, ſondern es beſteht 
aus vielen, ſtets wechſelnden und einzeln zu 
bewertenden Einheiten. Hinweis auf Gebhardt 
in Reinhardt⸗Gebhardt, Handbuch der ſteuerlichen 
Betriebsprüfung, Band 2 S. 120. 


Brandentſchädigung und Enteignung beziehen ſich meiſt 
auf Anlagegüter. Die Entſchädigung entſpricht 
in der Regel dem Teilwert. Der durch die Entſchädi⸗ 
gung entſtehende Buchgewinn kann deshalb grundſätz⸗ 
lich als aufgededte ſtille Rücklage angeſehen werden. 
Die Finanzämter ſind damit auch der oft ſehr ſchwierigen 
Aufgabe, den Teilwert des ausgeſchiedenen Wirtſchaftsguts 
feſtzuſtellen, enthoben. Von der Inanſpruchnahme auf 
Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes werden dagegen An⸗ 
lage⸗ und Umlaufgüter in gleichem Maß 
betroffen. Die übertragbarkeit der ſtillen Rücklage be⸗ 
ſchränkt ſich deshalb auf die Anlagegüter. Der Buch⸗ 
gewinn bei Inanſpruchnahme von Umlaufgütern be⸗ 
ſteht weniger in der Aufdeckung ſtiller Rücklagen, als 
in einem normalen Verkaufsgewinn. Seine Heran⸗ 
ziehung iſt gerechtfertigt. 


Dieſe Frage iſt zurzeit von größter Bedeutung. Die 
Umſtellung der Verbrauchsgüterinduſtrie auf die kriegs⸗ 
wichtigen Erzeugniſſe, die zu einer gewiſſen Warenverknap⸗ 
pung führte, und die auf manchen Gebieten zu beobachtenden 
Hamſterkäufe haben bei vielen Handelsbetrieben eine 
Flüſſigmachung des Warenlagers ergeben. 
Der Umſatz iſt geſtiegen, der Warenbeſtand hat 
ſich verkleinert, der Gewinn hat hat ſicherhöht. 
Es wird befürchtet, daß die Beſtenerung dieſer außerordent⸗ 
lichen und zum Teil einmaligen Gewinne, der ſogenannten 
Ausverkaufsgewinne, den Unternehmer außer⸗ 
ſtande ſetze, bei Wiederkehr normaler wirtſchaftlicher Ver⸗ 
hältniſſe die Leiſtungsfähigkeit ſeines Betriebs durch Auf- 
füllung der geleerten Läger wiederherzuſtellen. 


Dieſer Befürchtung hat z. B. der Oberregierungsrat im 
Reichswirtſchaftsminiſterium Britzſch Ausdruck verliehen 
(irberblick 1940 S. 14 und Berliner Lokal-Anzeiger vom 
30. Januar 1940). Er führt aus, daß der Kaufmann in 
guten Jahren ſeinen Gewinn nicht nur in ſeinen Geſchäfts⸗ 
einrichtungen, ſondern vor allem in ſeinem Warenlager 
inveſtiere. Dadurch ſei das Warenlager zum An⸗ 
lagevermögen des Handelsunternehmens 
geworden, in ſeiner Bedeutung ähnlich derjenigen der 
Maſchine in einem Fabrikationsbetrieb. Wenn der Händler 
mehr Waren verkaufe als er beſchaffen könne, ſo verkaufe er 
ſein Warenlager und damit ſein Anlagevermögen. Der 
Mehrerlös, der ſich dabei ergebe, ſei kein Reingewinn. 
Er bedeute nur eine Aktivierung der in den Bilanzwerten 
enthaltenen Reſerven. Man müſſe daher erwägen, ob ſich 
ſteuerlich ein Verfahren finden laſſe, das dieſe aktivierten 
Reſerven als ſolche anerkenne. Es wird in dem Aufſatz die 
ſofortige Abſetzung vom ſteuerpflichtigen Gewinn oder die 
Zurücklegung für ſpätere Zeit vorgeſchlagen. 
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Es iſt oben ſchon ausgeführt worden, warum dieſer 
Auffaſſung vom ſteuerlichen Standpunkt nicht gefolgt 
werden kann. Echte ſtille Rücklagen im Warenlager 
können bei ordnungsgemäßer Bewertung nur in 
geringem Umfang entſtehen. Die Preisſtopbeſtimmun⸗ 
gen haben ein Steigen der Wiederbeſchaf⸗ 
fungskoſten faſt überall verhindert. Die Tatſache, daß 
eine Ware vorübergehend nicht oder nur ſchwer erhältlich iſt, 
bedeutet in einer gebundenen Wirtſchaft noch nicht, daß ihre 
Wiederbeſchaffungskoſten geſtiegen ſind. Daß das Waren⸗ 
lager in ſeiner Geſamtheit als Anlagevermögen be⸗ 
handelt wird, iſt ſteuerlich ebenfalls untragbar. 


Die Vertreter der gegenteiligen Anſicht können ſich auch 
nicht auf die Tageswertbilanztheorie berufen 
(Hinweis auf Mehrmann in Reinhardt⸗Geb⸗ 
hardt, Handbuch der ſteuerlichen Betriebsprüfung, Band 2 
S. 79 und folgende). Abgeſehen davon, daß die Anerkennung 
dieſer Theorien vom Reichsfinanzhof ſtets abgelehnt 
worden iſt (Hinweis auf das RF H⸗Urteil vom 22. Oktober“ 
1931, RStBl 1932 S. 22), will die ſogenannte organiſche 
oder Tageswertbilanztheorie als Warenbruttoge⸗ 
winn den Unterſchied zwiſchen dem Verkaufs preis 
und dem Wiederbeſchaffungs preis (ſtatt dem An⸗ 
ſchaffung s preis) anſetzen. Dieſer Wiederbeſchaffungs⸗ 
preis iſt aber in der Regel nicht geſtiegen, und bei Waren, 
die zurzeit nicht oder nicht frei erhältlich ſind, z. B. bei 
Kaffee oder bei beſtimmten Textil- und Lederwaren, läßt ſich 
in keiner Weiſe vorausſagen, zu welchem Preis ſie bei 
Wiederkehr normaler wirtſchaftlicher Verhältniſſe zu haben 
ſein werden. 


Es kann ſchließlich auch nicht behauptet werden, die Be⸗ 
ſteuerung der Ausverkaufsgewin ne greife in 
die Vermögensſubſtanz der Handelsunter⸗ 
nehmen ein. Beſteuert wird nur die Betriebs ⸗ 
vermögensvermehrung, die ſich durch den Han⸗ 
delsgewinn ergibt. Die Liquidierung des Waren⸗ 
lagers iſt eine Betriebsvermögensumſchich⸗ 
tung, die von der Einkommenſteuer nicht erfaßt wird. 


Es iſt zuſammenfaſſend feſtzuſtellen: Die Ausver⸗ 
kaufsgewinne der Gegenwart beruhen zum 
geringſten Teil auf einer Auflöſung ftiller Rück⸗ 
lagen. Eine ſteuerfreie Zurücklegung dieſer 
Buchgewinne unter Vorbehalt der ‚Übertragung auf ſpätere 
Erſatzbeſchaffungen iſt nicht möglich. Eine ganz 
andere Frage iſt es, ob es der gegenwärtige Finanzbedarf 
des Reichs geſtattet, dieſe Gewinne wegen ihrer Einmaligkeit 
von der zuſätzlichen Beſteuerung durch die Mehr- 
einkommenſteuer zu befreien. 


11. Auflöſung unzuläſſiger ſtiller Rücklagen 


Die in den Abſchnitten 4 bis 9 bezeichnete Übertragbar⸗ 
keit ſtiller Rücklagen auf Erſatzbeſchaffungen bezieht ſich nur 
auf zuläſſigerweiſe gebildete ſtille Rücklagen. Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 2. Werden durch höhere Gewalt oder 
durch behördlichen Eingriff unzuläſſigerweiſe ge 
bildete Rücklagen aufgedeckt, ſo können fie nicht auf Erſatz⸗ 
gegenſtände übertragen werden. Der Gewinn des Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs, in dem ſie gebildet worden ſind, iſt durch einen 
Verſtoß gegen die geſetzlichen Bewertungsbeſtimmungen zu 
Unrecht vermindert worden. Eine Berichtigungsver⸗ 
etlich ung für dieſen Veranlagungszeitraum iſt erfor⸗ 

erlich. 


Beiſpiele: 


A. Ein Kraftwagen iſt im Januar 1938 geliefert worden. Die 
Anſchaffungskoſten waren 5000 RM. Der Unternehmer hatte 
ihn mit der Behauptung, der Wagen ſei bereits vor dem 1. Ok⸗ 
tober 1937 beſtellt geweſen, am 31. Dezember 1938 auf 
1 Reichsmark abgeſchrieben. Im Herbſt 1939 mußte der Wagen 
der Wehrmacht zur Verfügung geſtellt werden. Die Vergütung 
betrug 3000 RM. Der Unternehmer bildete für den 31. De⸗ 
zember 1939 eine ſteuerfreie Rücklage im Betrag von 
2999 RM. Bei einer Betriebsprüfung im Frühjahr 1940 er⸗ 
gibt ſich, daß der Kraftwagen erſt nach dem 30. September 
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1937 beſtellt worden iſt. Die Bewertungsfreiheit iſt zu Un⸗ 
recht in Anſpruch genommen worden. Für das Wirtſchafts⸗ 
jahr 1938 können nur 1000 AM als Abſetzung für Abnutzung 
augebilligt werden. Der Gewinn 1938 erhöht ſich um 
3999 RM. Der Gewinn 1939 vermindert ſich um 1000 RM. 
Eine übertragungsfähige Rücklage iſt nicht vorhanden. 


B. Ein Grundſtück iſt auf Grund des Städtebaugeſetzes enteignet 
worden. Der Buchwert war 50 000 RM, die Entſchädigung 
80 000 RM. Aus den Entſchädigungsverhandlungen ergibt ſich, 
daß der Steuerpflichtige im Jahr vor der Enteignung Auf⸗ 
wendungen für das Grundſtück in Höhe von 10 000 RM ges 
macht bat, die er als laufenden Erhaltungsaufwand behandelt 
hat. Es handelte ſich aber um aktivierungspflichtigen Herſtel⸗ 
lungsaufwand. Die Veranlagung für den Veranlagungszeit⸗ 
raum vor der Enteignung iſt zu berichtigen. Der Buchwert iſt 
entſprechend höher, der übertragungs⸗ oder rücklagefähige 
Buchgewinn entſprechend niedriger. 


12. Steuerlich begünſtigte Rücklagen 


Offene Rücklagen find Betriebsvermögens um; 
ſchichkungen. Hinweis auf Abſchnitt 1. Daneben gibt 
es in beſtimmtem Umfang ſteuerfre ie offene Rücklagen, 
die wie betriebsvermögenvermindernde Rücſtel⸗ 
lungen behandelt werden. Eine dritte Art von Rücklagen 
ſind die ſteuerlich begünſtigten Rücklagen. 


Die ſteuerlich begünſtigten Rücklagen waren durch § 58 a 
des Einkommenſteuergeſetzes 1925 eingeführt worden. Sie 
konnten letztmalig im Wirtſchaftsjahr 1934 in 
Anſpruch genommen werden (§ 36 der Erſten ESt VO vom 
6. Februar 1935, RGGBl I S. 153, RStBl 1935 S. 209). Die 
ſteuerliche Begünſtigung beſtand darin, daß ein der Höhe 
nach begrenzter Teil des Gewinns auf Antrag ſtatt 
mit den üblichen Tarifſätzen nur mit 20 v. H. beſteuert 
wurde. Vorausſetzung war, daß der Gewinn in Höhe der 
Rücklage nicht entnommen worden war. Bei Ent⸗ 
nahme in einem ſpäteren Wirtſchaftsjahr war eine 
Nachverſteuerung — zuletzt in Höhe von 5 v. H. — 
vorgeſchrieben. 

Die ſteuerlich begünſtigten Rücklagen ſind offene 
Rücklagen. Die ſteuerfreien Rücklagen beeinfluſſen 
den Gewinn, die ſteuerbegünſtigten Rücklagen 
die Höhe der Steuer. Es handelt ſich alſo nicht um 
eine Gewinnermittlungsvorſchrift, ſondern 
um eine Tarifvorſchrift. 

Von den ſteuerlich begünſtigten Rücklagen iſt wenig 
Gebrauch gemacht worden. Soweit ſie nicht durch Entnahme 
aufgezehrt worden ſind, beſtimmt § 20 Abſatz 3 der 
ESt 1939, daß ſie am Schluß des Wirtſchafts⸗ 
jahrs 1940 (193940) aufzulöſen find. Die Nach⸗ 
ſteuer beträgt 5 v. H. des noch vorhandenen Rücklagebetrags. 


Beschränkte Steuerptlicht bei gewerblichen Lizenzgebühren 


Von Regierungsrat Dr. Lenski, Berlın, Reichsfinanzministerium 


Ausländiſche Inhaber von gewerblichen Ur⸗ 
beberrechten können beſchränkk einkommenſteuerpflich⸗ 
tig oder beſchränkt körperſchaftſteuerpflichtig ſein, wenn ſie 
izenzen ins Inland vergeben und dafür Gebühren 
erhalten. Die beſchränkte Steuerpflicht tritt in dieſen Fällen 
ein, wenn die Patente in das deutſche Patentregiſter 
eingetragen ſind, oder wenn die gewerblichen Erfindungen 
in einer inländiſchen Betriebſtätte verwertet 
werden (§ 49 Ziffer 6 EStG). Die ausländiſchen Lizenz: 
geber ſind auch dann beſchränkt ſteuerpflichtig, wenn ſie aus 
er Ausnutzung ihrer gewerblichen Urheberrechte Einkünfte 
aus ſelbſtändiger Arbeit beziehen, die im Inland 
ec oder verwertet wird oder worden iſt (8 49 Ziffer 3 


Die beſchränkte Einkommenſteuerpflicht oder die be⸗ 
ſchränkte Körperſchaftſteuerpflicht der ausländiſchen Lizenz⸗ 
geber war in den bezeichneten Fällen bisher durch eine 

eranlagung zur Einkommenſteuer oder zur Körper⸗ 
ſchaftſteuer durchzuführen. Die Veranlagungen bereiteten 
in der Praxis manche Schwierigkeiten. Die Gewäh⸗ 
rungen der Lizenzen durch Ausländer blieben oft jahrelang 
unbemerkt und wurden erſt durch Betriebsprüfungen auf— 
gedeckt. Die Erhebung der feſtgeſetzten Steuer war dann 
oft langwierig. Die ausländiſchen Lizenzgeber emp⸗ 
fanden die Beſteuerung im Deutſchen Reich oft als zu hoch 
oder als unbillig, weil ſie mit den Lizenzgebühren in ihrem 
Heimatſtaat noch einmal zur Einkommenſteuer oder zur 
Körperſchaftſteuer herangezogen wurden. Es ergaben ſich 
dadurch Unzuträglichkeiten auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiet. Manche ausländiſchen Lizenzgeber kün⸗ 
digten die Lizenzverträge und vergaben die Ausnutzung 
ihrer gewerblichen Erfindungen auch für das Gebiet des 

eutſchen Reichs an Unternehmer in anderen Ländern. 
Andere ausländiſche Lizenzgeber planen ein gleiches Vor⸗ 
gehen. Die deutſche Wirtſchaft könnte dadurch in 
mancher Hinſicht Schaden erleiden. Das gilt beſonders für 
ie Fälle, in denen die deutſchen Unternehmer die Aus⸗ 
nutzung ausländiſcher gewerblicher Erfindungen nicht nur 
für das Gebiet des Deutſchen Reichs, ſondern für ganz 
Europa oder wenigſtens für mehrere europäiſche Länder 
übertragen erhalten hatten. 


Die bezeichneten Schwierigkeiten laſſen ſich zum größten 


Teil dadurch beheben, daß von einer Veranlagung der aus⸗ 


ländiſchen Lizenzgeber abgeſehen und die Einkommen- 
ſteuer oder die Körperſchaftſteuer durch einen Steuer ; 
abzug von den Lizenzgebühren erhoben wird. Der Steuer⸗ 
abzug ſollte nicht durch eine beſondere Verordnung ent⸗ 
ſprechend der Verordnung über den Steuerabzug von Ein⸗ 
künften bei beſchränkt Steuerpflichtigen vom 6. Februar 
1935 angeordnet werden, weil die Entwicklung der Ver⸗ 
hältniſſe hinſichtlich der Ausnutzung. ausländiſcher gewerb⸗ 
licher Erfindungen durchaus ungewiß iſt. Es iſt deshalb 
auf Grund der Ermächtigung des $ 12 Abſatz | AD 
im Abſchnitt 3 der Einkommenſteuer⸗Richtlinien und Körper⸗ 
ſchaftſteuer-Richtlinien für 1939 beſtimmt worden, daß die 
Einkommenſteuer oder die Körperſchaftſteuer bei Einnahmen 
aus der Überlaffung der Ausnutzung von gewerblichen Ur- 
heberrechten in Zukunft durch Steuerabzug zu erheben 
iſt, wenn der Bezieher der Einnahmen beſchränkt 
ſteuerpflicht ig it. Der Steuerabzug iſt auf 10 v. H. 
der Lizenzgebühren feſtgeſetzt worden. Die Vorſchriften der 
Verardnung über den Steuerabzug von Einkünften bei be⸗ 
ſchränkt Steuerpflichtigen vom 6. Februar 1935 (RGB I 
S. 160, RS 1935 S. 214) find für ſinngemäß an- 
wendbar erklärt worden. Es ergibt ſich daraus das folgende: 

Der Lizenznehmer (Schuldner der Lizenzgebühren) hat 
den Steuerabzug für Rechnung des beſchräukt feuer» 
pflichtigen Lizenzgebers (Gläubigers der Lizenzgebühren) 
vorzunehmen. Der Steuerabzug hat in dem Zeitpunkt 
zu erfolgen, in dem die Vergütung dem Lizenzgeber zu» 
fließt. Die Vergütung fließt dem Lizenzgeber bei der 
Zahlung (auch auf ein Sperrmarkkonto) oder bei der 
Gutſchrift au. Wird die Zahlung im Intereſſe des 
Lizenznehmers hinausgeſchoben, jo fließen die Lizenz⸗ 
gebühren dem Lizenzgeber ſpäteſtens bei der Zahlung, der 
Verrechnung oder der Gutſchrift zu. Erhält der Lizenzgeber 
Vorſchüſſe auf die Lizenzgebühren, jo fließen die Bekräge 
dem Lizenzgeber bei der Zahlung oder der Verrechnung zu. 

Der Steuerabzug iſt auf 10 v. H. des - 
trags der Lizenzgebühren feſtgeſetzt a Wer 1 425 
koſten, Betriebsausgaben, Sonderausgaben, 
Steuern oder ſonſtige Ausgaben dürfen nicht ab⸗ 
gezogen werden. In vielen Fällen werden die Lizenznehmer 
die Steuer zugunſten der Lizenzgeber übernehmen. Der 
übernommene Steuerbetrag iſt dann den Lizenz- 
gebühren hinzuzurechnen und der Steuerabzug von der 


S. 82 / 


Geſamtſumme vorzunehmen. Es ergibt ſich dann, auf die 
tatſächlich ausgezahlte Vergütung umgerechnet, ein Steuer⸗ 
abzug von 11,11 v. H. des tatſächlich ausgezahlten Berrags. 


Der Lizenznehmer hat die einbehaltene Steuer unter 
der Bezeichnung „Steuerabzug von beſchränkt ſteuerpflich⸗ 
tigen Einkünften“ an das für ſeine Beſteuerung nach dem 
Einkommen zuſtändige Finanzamt abzuführen. Der 
Lizenzgeber braucht dabei nicht bezeichnet zu werden. Hat 
der Lizenznehmer Steuerabzüge für mehrere Lizenz⸗ 
geber vorgenommen, ſo hat er den Geſamtbetrag in 
einer Summe abzuführen. 


Der Lizenznehmer hat die innerhalb eines Kalen⸗ 
dervierteljahrs einbehaltenen Steuern jeweils nach 
Ablauf des Kalendervierteljahrs abzuführen. Die Ab⸗ 
führung hat bis zum 10. des folgenden Kalendermonats zu 
erfolgen. aa 

Der Lizenznehmer muß nach Ablauf jedes Kalender⸗ 
vierteljahrs bis zum 10. des folgenden Kalendermonats dem 
zuſtändigen Finanzamt die Höhe der ſteuerabzugspflich⸗ 
tigen Vergütungen und die Höhe des Steuerabzugs mit- 
teilen. 

Die ſteuerabzugspflichtigen Vergütungen ſind von dem 
Lizenznehmer in Reichsmark laufend aufzuzeichnen. 
Aus den Aufzeichnungen muß ſich der Zeitpunkt der 
Zahlung, der Gutichrift, der Verrechnung uſw. ſowie die 
Höhe und der Zeitpunkt der Abführung der einbehaltenen 
Steuer ergeben. Das zuſtändige Finanzamt kann den 
Lizenznehmer von der Aufzeichnung sp flicht be⸗ 
freien oder ihm Erleichterungen gewähren. 

Der Lizenznehmer haftet für die ordnungs⸗ 
mäßige Einbehaltung und Abführung der 
Steuer. Der Lizenzgeber haftet neben dem Lizenznehmer 
für die Steuer nur, wenn der Lizenznehmer die geſchul⸗ 
dete Vergütung nicht vorſchriftsmäßig gekürzt hat oder 
wenn der Lizenzgeber weiß, daß der Lizenznehmer den ein⸗ 
behaltenen Steuerabzug nicht vorſchriftsmäßig abgeführt 


dien ſt⸗ 


E i l 
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hat und wenn er dies dem zuſtändigen Finanzamt nicht un- 
verzüglich mitteilt. 

Doppelbeſteuerungsabkommen haben ſelbſtverſtändlich 
den Vorrang vor der Anordnung im Abſchnitt 3 der Ein⸗ 
kommenſteuer⸗Richtlinien und Körperſchaftſteuer⸗Richtlinien 
für 1939. Der Steuerabzug ift deshalb nicht vorzunehmen, 
wenn nach einem zwiſchen dem Deutſchen Reich und einem 
anderen Staat geſchloſſenen Abkommen zur Ver⸗ 
meidung von Doppelbeſteuerung der Lizenz⸗ 
geber im Deutſchen Reich zur Einkommenſteuer oder zur 
Körperſchaftſteuer nicht heranzuziehen iſt. 


Die Einkommenſteuer oder die Körper 
ſchaftſteuer gilt für die Einnahmen des beſchränkt 
ſteuerpflichtigen Lizenzgebers aus der Gewährung der 
Lizenzen als durch den Steuerabzug abgegolten. Eine 
Veranlagu nig des beſchränkt ſteuerpflichtigen Lizenz⸗ 
gebers erfolgt hinſichtlich dieſer Einkünfte deshalb nicht. 
Eine Ausnahme gilt nur, wenn die Lizenzgebühren in 
einem in ländiſchen gewerblichen Betrieb oder 
in der inländiſchen Betriebſtätte eines auslän⸗ 
diſchen Gewerbebetriebs anfallen. In dieſem Fall ſind die 
Lizenzgebühren ein Teil der gewerblichen Einkünfte. Der 
beſchränkt Steuerpflichtige iſt mit den inländiſchen Ein⸗ 
künften aus Gewerbebetrieb, zu denen dann auch die Lizenz⸗ 
gebühren gehören, durch Veranlagung zur Einkommenſteuer 
oder zur Körperſchaftſteuer heranzuziehen. Der von den 
Lizenzgebühren einbehaltene Steuerabzug iſt dann auf die 
feſtgeſetzte Einkommenſteuer oder Körperſchaftſteuer an- 
zurechnen. 

Die Anordnung im Abſchnitt 3 der Einkommenſteuer⸗ 
Richtlinien und Körperſchaftſteuer⸗Richtlinjen für 1939 iſt mit 
Wirkung ab 1. Januar 1940 anzuwenden. Die Finanzämter 
werden zweckmäßigerweiſe die Steuerpflichtigen, die von 
Ausländern gewerbliche Urheberrechte zur Ausnutzung im 
Inland übertragen erhalten haben, auf die veränderte 
Rechtslage, insbeſondere auf ihre Einbehaltungs⸗ oder 
Abführungspflicht, hinweiſen. 


Nachrichten 


Inwieweit werden Steuerftrafen dem Strafregiſter mit- 


geteilt? 

Die Strafregiſterverordnung vom 17. Februar 1934 (RGB J 

S. 140) enthält im 8 2 Abſatz 2 Satz! die Vorſchrift, daß 
„Verurteilungen auf Grund des 8 418 der Reichsabgabenord⸗ 
nung vom 22. Mai 1931 oder des $ 144 des Branntwein⸗ 
monopolgeſetzes vom 8. April 1922“ 

nicht ſtrafregiſterpflichtig ſind. 

8413 der Reichsabgabenordnung hat durch Artikel I Ziffer 20 
des Geſetzes vom 4. Juli 1939 (RG Bl J S. 1181) eine neue Faſſung 
erhalten. 

Das Geſetz über das Branntweinmonopol vom 8. Abril 1922 
enthielt früher im 8 144 Vorſchriften über die Monopolordnungs⸗ 
widrigkeit. Durch Geſetz vom 25. März 1939 (RG BI 1 S. 604) iſt 
das Moncpolftrafreht neu geregelt worden. In dem neuen 
Monopolſtrafrecht wird zwiſchen der einfachen Monopolordnungs⸗ 
widrigkeit und der ſchweren Monopolordnungswidrigkeit unter⸗ 
ſchieden (Hinweis auf die $$ 125 und 128 des Geſetzes über das 
Branntweinmonopol in der Faſſung des Geſetzes vom 25. März 
1039, RGBI I S. 604). Die ſchwere Monopolordnungswidrigkeit 
(§ 126 des Geſetzes über das Branntweinmonopol) umfaßt Tat 
beſtände, die früher als Steuerhinterziehung 

(auf Grund von § 120 des Geſetzes über das Branntwein⸗ 

monopol in der früheren Faſſung) 
geahndet wurden. Verurteilungen wegen ſchwerer Monopolord⸗ 
nungswidrigkeit (8 126 des Geſetzes über das Branntweinmonopol) 
müſſen dem Strafregiſter mitgeteilt werden. Verurteilungen 


wegen einfacher Monopolordnungswidrigkeit (8 125 des Geſetzes 
über das Branntweinmonopol) ſind wie bisher ſo auch in Zukunft 
nicht ſtrafregiſterpflichtig. 

Der Reichsminiſter der Juſtiz hat durch Allgemeine Ver⸗ 
fügung vom 3. Februar 1940 — 4240 — II. a 103 — (Deutſche 
Juſtiz S. 185) auf dieſe Rechtslage hingewieſen. De. 


finderermäßigung für volljährige Wehrmachtsangehörige 


8 8 Abſatz3 LESDB gemäß iſt einem Arbeitnehmer auf 
Antrag Kinderermäßigung für volljährige Kinder und für andere 
volljährige Angehörige zu gewähren, die überwiegend auf Koſten 
eines Arbeitnehmers unterhalten und für einen Beruf ausgebildet 
werden, aber das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Als 
Berufsausbildung gilt auch die Zugehörigkeit zur Wehr⸗ 
macht (bei Fahnenjunkern bis zum Oberfähnrich einſchließlich 
und bei anderen Wehrmachtsangehörigen bis zum Gefreiten ein⸗ 
ſchlie lich). 

Nach einem Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 
5. 12. 1939 8 2222 — 26 III iſt es dabei ohne Bedeutung, ob 
die Zugehörigkeit zur Wehrmacht auf der Erfüllung der zwei⸗ 
jährigen aktiven Dienſtpflicht, auf kurzfriſtiger Ausbildung oder 
auf dem uns aufgezwungenen Krieg beruht. In dem letzten Fall 
iſt aber zur Gewährung der Kinderermäßigung erforderlich, daß 
das eigene Einkommen des Wehrmachtsangehörigen 600 RM 
jͤhrlich nicht überſteigt. Selbſtverſtändlich ſind (ſchon begrifflich) 
bei Ermittlung dieſer Einkommensgrenze ſteuerfreie Bezüge, z. B. 
der Wehrſold, ſteuerfreie Arbeitgeberunterſtützungen nach Ab⸗ 
ſchnitt 13 LEN 1940, nicht mitzurechnen. Oe 
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S. 83 


Übernahme von Strafverteidigungskoften durch den 
Arbeitgeber 

Der Rich hatte im Urteil vom 15. 8. 1936 (RStBl 1936 
S. 1088) entſchieden, daß der Erſatz von Verteidigungskoſten durch 
den Arbeitgeber, die einem Arbeitnehmer in einem gegen ihn 
gerichteten Strafverfahren entſtanden waren, keinen ſteuerpflich⸗ 
tigen Arbeitslohn darſtelle. Der Arbeitnehmer hatte damals 
geltend gemacht, daß er ſich unſchuldig gefühlt habe und ſich ſelbſt 
hätte erfolgreich verteidigen können. Daraus und aus der Mög⸗ 
lichkeit einer Haftbarmachung der Arbeitgeberin aus $ 416 AO 
hatte der Rc damals gefolgert, daß die Arbeitgeberin zur Wah⸗ 
rung eigener Belange einen rechtskundigen Verteidiger für 
ihren Arbeitnehmer geſtellt habe. 

Ein neues Urteil des R§H vom 7. 12. 1939 TV 234/39 hebt 
hervor, daß das Urteil vom 15. 8. 1936 nur auf den beſonderen 
Umſtänden des damals entſchiedenen Falls beruht und nicht 
berallgemeinert werden darf. Es gilt der Satz, daß Koſten, die 
ein Arbeitgeber ſeinem Arbeitnehmer für deſſen Verteidigung in 
einem Strafverfahren erſetzt, in der Regel Arbeitslohn des 
Arbeitnehmers darſtellen. Das gilt ſelbſt dann, wenn der Aus⸗ 
gang des Strafverfahrens auch für den Arbeitgeber von Belang 
iſt. Der RFH läßt es dahingeſtellt, ob etwa anders zu entſcheiden 
wäre, wenn einem Arbeitnehmer die Verteidigung durch einen 
Rechtskundigen von dem Arbeitgeber aus beſonderen Gründen 
aufgedrängt wird, obwohl der Arbeitnehmer das möglicherweiſe 
gar nicht wünſcht. 

Die Strafverteidigungskoſten find bei dem Arbeitnehmer in 
der Regel keine Werbungskoſten. Oe 


dahunftſicherung von Arbeitnehmern, Abfindungen an 

Stelle von zugeſagtem Derſorgungskapital 

Su Die lohnſteuerliche Behandlung der Aufwendungen eines 
Arbeitgebers für die Zukunftſicherung ſeiner Arbeitnehmer iſt 

früher nur durch die Rechtſprechung herausgearbeitet worden. 

Erſt 82 Abſat s Ziffer 2 KSt vom 10.3.1939 brachte eine 

geſets liche Klärung. Es konnte deshalb vorkommen, daß ein 

Arbeitnehmer ſich früher mit Erfolg gegen die ſofortige Beſteuerung 

der Aufwendungen des Arbeitgebers für ſeine Zukunftſicherung 

. Das Finanzamt verſchob dann entſprechend dem Wunſch 

des Arbeitnehmers die Beſteuerung bis zur Auszahlung der Ver⸗ 

lorgungsleiſtung (3. B. bis zum Empfang der Lebensverſicherungs⸗ 

. oder bis zur Auszahlung des Verſorgungskapitals aus der 

Furt anslaſſe des Betriebs). Nach der Klärung der Rechtslage 
10 2 1 Abſatz 3 Ziffer 2 LSt Dy ſtellt ſich jetzt heraus, daß ſchon 

ſte T eitgeberaufwendungen für die Zukunftſicherung ſelbſt lohn⸗ 
uerpflichtig geweſen wären. Wird in einem ſolchen Fall jetzt das 

ſch orgungstapital an den Arbeitnehmer ausgezahlt, ſo kann dieſer 

2 nicht gegen die Steuerpflicht des Verſorgungskapitals (als 
rbeitslohn) mit der Behauptung wenden, daß die ſeinerzeitigen 

an eitgeberaufwendungen hätten verſteuert werden müſſen, daß 

fr = die Auszahlung des Verſorgungskapitals jetzt einen ſteuer⸗ 
sten Kapitalempfang darſtelle. Ein Steuerpflichtiger, 

11 mit Erfolg dafür gekämpft hat, daß Zur 
küſſe an ihn nicht als ſteuerpflichtige Ein⸗ 
unfte behandelt werden, kann ſpäter nichtmehr 

end machen, dieſe Zuflüſſe hätten ſeiner⸗ 

0 it sur Einkommenſteuer herangezogen wer» 
en müſſen (NFH-Urteil vom 5. 10. 1939 IV 236/88). 

0 Das gleiche Urteil enthält noch einen anderen bedeutſamen 
edanken. Bekanntlich ſind bei der Einkommenſteuerveranlagung 
utſchädigungen für entgehende Einnahmen als außerordentliche 
ukünfte nach beſonderen Steuerſätzen zu verſteuern (88 24, 84 

1 t 1939). Das gilt nach dem Urteil aber nur dann, wenn die 

gefundenen entgehenden Einnahmen laufend für mehrere 

„ab re vereinbart oder nach Treu und Glauben zu erwarten 
aren. Handelte es ſich dagegen bei der abgefundenen ent⸗ 

aungenen Einnahme nur um eine einmalige Zahlung, ſo iſt 

auf die Abfindung für dieſe (entgehende) einmalige Zahlung 8 34 

tGenicht anzuwenden. Oe 


Zur Steuerfreiheit von Entlaſſungs entſchädigungen 

86 Ziffer 7 StD gemäß find bekanntlich Entſchädigungen 
wegen Entlaſſung aus einem Dienſtverhältnis „auf Grund“ des 
fi eſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit ſteuerfrei, auch wenn 
ie nicht gerichtlich feſtgeſetzt find. Vorausſetzung ift, daß fie die im 


8 


8 58 des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit bezeichneten 
Höchſtgrenzen (% und 12/1 des letzten Jahresarbeitsverdienſtes) 
nicht überſteigen. 

Solche Entſchädigungen werden dann „auf Grund“ des 
Arbeitsordnungsgeſetzes gewährt, wenn ſie mit dem ſozialen 
Kündigungsſchutz dieſes Geſetzes zufammenhängen. Das 
iſt nach Abſchnitt 11 LStR 1940 dann zu bejahen, wenn eine 
Kündigung des Arbeitgebers vorliegt, der Betrieb mindeſtens 
10 Beſchäftigte umfaßt und der Arbeitnehmer mindeſtens ein 
Jahr in dem Betrieb beſchäftigt war. Es muß deshalb immer eine 
rechtswirkſame Kündigung des Arbeitgebers vorliegen. Iſt das 
nicht der Fall, ſtreiten vielmehr der Arbeitgeber und der Arbeit⸗ 
nehmer über die Zuläſſigkeit oder Rechtmäßigkeit der aus⸗ 
geſprochenen Kündigung und beenden ſie den Streit durch einen 
Vergleich unter Zahlung einer Vergleichſumme an den Arbeit⸗ 
nehmer, jo iſt dieſe Vergleichſumme keine ſteuerfreie Ent⸗ 
laſſungsentſchädigung im Sinne von $ 6 Ziffer 7 LSt DB. Sie iſt 
ein Teil des ſteuerpflichtigen Arbeitslohns. Dieſen Grundſatz hat 
neuerdings ein Urteil des Rich vom 7. 12. 1939 IV 1/89 beſonders 
betont. Oe 


fjerſtellungsaufwand oder Erhaltungsaufwand bei neu er- 
worbenen Betriebsgrundftücken 

Die Frage, ob Unkoſten, die ein Unternehmer zur Her⸗ 
richtung eines neu erworbenen Betriebsgrundſtücks aufwendet, 
als aktivierungspflichtige Herſtellungskoſten 
oder als laufender Erhaltungsaufwand anzuſehen 
ſind, iſt regelmäßig am Ende des Wirtſchaftsjahrs, in dem die Auf⸗ 
wendungen erfolgt ſind, zu unterſuchen. Es muß geprüft werden, 
inwieweit die Aufwendungen einen Nutzen für ſpätere 
Jahre verſprechen. Steht bei der Verausgabung von vornherein 
feſt, daß die Aufwendungen nicht über das laufende Jahr hinaus 
Nutzen bringen, ſo iſt es nicht erforderlich, die Aufwendungen zu⸗ 
nächſt zu aktivieren. Hinweis auf das RFH⸗Urteil vom 1. März 
1939, R Stel 1939 S. 630. 

Wird ein Betrieb neu erworben und müſſen in 
Zuſammenhang mit dieſem Neuerwerb Umſtellungsarbeiten an 
einem Betriebsgrundſtück vorgenommen werden, ſo kann in der 
Regel von einer mehrjährigen Nutzungsdauer der Um⸗ 
ſtellungsarbeiten ausgegangen werden. In dem zur Veröffent⸗ 
lichung im Reichsſteuerblatt beſtimmten RFH-llrteil vom 25. Oktober 
1939 — VI 605/39 — hat der Reichs finanzhof zu der Frage 
Stellung genommen, wie die Aufwendungen zu behandeln ſind, 
die zur Beſeitigung von unerwarteten Schäden 
(3. B. Schwamm) bei einem neu erworbenen Grundſtück erforder⸗ 
lich waren. Grundſätzlich ſind ſolche Koſten Herſtellungs⸗ 
aufwand. Wenn aber von dem Vorbeſitzer ein Erſatz nicht 
verlangt werden kann, ſo wird der Pflichtige berechtigt ſein, die 
nachträglich zutage getretenen, unvermuteten Schäden als 
außergewöhnliche Abnutzung 87 Abſatz 1 Satz 8 EStG 
gemäß durch eine alsbaldige Abſetzung bei den Herſtellungskoſten 
zu berückſichtigen. Das wird in der Regel zur Vorausſetzung haben 
müſſen, daß der Kaufpreis unter Berückſichtigung der nachträglich 
aufgedeckten Mängel unangemeſſen hoch war. 

Dem oben bezeichneten RFH⸗Urteil vom 25. Oktober 1939 lag 
der folgende Sachverhalt zugrunde: Es waren bei einem neu 
erworbenen Grundſtück die Abortanlage und die Lichtleitungen 
erneuert worden. Außer erheblichen Durchbruchs⸗ und 
Maurerarbeiten mußten auch die Abflußrohre und andere Ein⸗ 
richtungen erſetzt werden, weil ſie ſich als unbrauchbar erwieſen. 
Der Reichsfinanzhof führt aus, daß der Erwerber eines Grund⸗ 
ſtücks mit ſolchen Mehrkoſten bei Herrichtungsarbeiten 
rechnen müſſe. Es handle ſich dabei nicht um Schäden, die 
völlig unerwartet aufgetreten ſeien und die bei dem Kauf auch nicht 
annähernd hätten überſehen werden müſſen. Die Aufwendungen 
für dieſe Herrichtung ſeien deshalb als Herſtellungsauf⸗ 
wand zu aktivieren. Nn 


Wann rechnen Edelmetalle, Schmuck und Luxusgegen- 
ftände zum ſteuerpflichtigen Vermögen? 

Bei Steuerpflichtigen, die einen gewerblichen Betrieb 
haben, rechnen alle Wirtſchaftsgüter des Betriebs zum jfeuer- 
pflichtigen Betriebsvermögen. Ausgenommen ſind nur die wenigen, 
in den $$ 59 und 60 des Reichsbewertungsgeſetzes bezeichneten 
Wirtſchaftsgüter. Schmuckgegenſtände, die ein Juwelier in ſeinem 
Geſchäft liegen hat, ſind immer Betriebsvermögen. Den gewerb⸗ 


S. 84 | 
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lichen Betrieben ſind im Reichsbewertungsgeſetz die freien 
Berufe gleichgeſtellt. Deshalb hat ein Zahnarzt die Edelmetalle, 
die er in ſeiner Praxis vorrätig hält, ebenfalls als Betriebsver⸗ 
mögen zu beriteuern. 

Für Privatleute gelten dagegen beſondere Vor⸗ 
ſchriften. Wenn ein Privatmann Edelmetall, Edel⸗ 
ſteine und Perlen in un verarbeitetem Zuſtand be⸗ 
ſitzt, gehören dieſe Gegenſtände ohne Rückſicht auf ihren 
Wert zu feinem ſteuerpflichtigen Vermögen. Gegen⸗ 
ſtände aus edlem Metall, d. h. verarbeitetes Edelmetall, 
bilden zuſammen mit ſonſtigen Schmuckgegenſtänden 
und Luxusgegenſtänden nur dann ſteuerpflichtiges Ver⸗ 
mögen, wenn ihr Wert insgeſamt 10 000 RM über⸗ 
ſteigt. Luxusgegenſtände zählen dabei überhaupt nur 
dann mit, wenn fie nicht zur Wohn ungseinrichtung 
des Steuerpflichtigen gehören. Außerdem werden nicht als Luxus⸗ 
gegenſtände diejenigen Perſonenkraftwagen, Motoryachten, Segel⸗ 
hachten und Flugzeuge behandelt, die in Deutſchland hergeſtellt ſind. 

Als „Gegenſtände aus edlem Metall“ werden 
auch diejenigen aus edlem Metall angefertigten Gegenſtände be⸗ 
handelt, die zum Hausrat des Steuerpflichtigen gehören, z. B. 
das Tafelſilber. Hausrat iſt zwar allgemein $ 68 Ziffer 7 des 
Reichsbewertungsgeſetzes gemäß ſteuerfrei, dieſe Vorſchrift iſt aber 
ausdrücklich eingeſchränkt durch einen Hinweis auf die Aufzählung 
im 867 des Reichsbewertungsgeſetzes, in der die Gegenſtände aus 
edlem Metall erſcheinen. Für Kunſtgegenſtände aus edlem Metall, 
3. B. für Bildwerke, gilt eine beſondere Freigrenze. 

Bei der Prüfung der Frage, ob die Gegenſtände aus edlem 
Metall, die Schmuckgegenſtände und die in Betracht kommenden 
Luxusgegenſtände insgefamt den Wert von 10000 
Reichsmark überſteigen, hat der Steuerpflichtige nicht 
nur ſein Eigentum zu berückſichtigen. Es müſſen auch die Gegen⸗ 
ſtände der bezeichneten Arten mitgerechnet werden, die ſeiner 
Ehefrau und feinen Angehörigen gehören, mit denen er 
zuſammen veranlagt wird. Trotz dieſer Zuſammenrechnung tft die 
Zahl der Fälle, in denen die Freigrenze von 10 000 Reichsmark 
überſchritten wird, nach den bisherigen Erfahrungen nicht groß. Pt. 


Die Erfafjung der Verlaſſenſchaften [nachläſſe) des öſter⸗ 
reichiſchen Rechts zur Uermögenſteuer 

Nach öſterreichiſchem Erbrecht werden Verlaſſenſchaf⸗ 
ten (Nachläſſe) bis zu ihrer Einantwortung als ſelbſtändige 
Rechtsgebilde behandelt. Das öſterreichiſche Erbrecht hat aus 
dem römiſchen Recht den Begriff der hereditas iacens 
übernommen. Die Vorſchriften über die Verlaſſenſchaft begründen 
die Vermutung, als ob der Erblaſſer in rechtlicher Hinſicht noch 
ſo lange weiter lebt, wie ſeine Verlaſſenſchaft noch nicht abge⸗ 
wickelt iſt. Dieſem Rechtszuſtand entſprach die ſteuerliche Be⸗ 
handlung der nicht eingeantworteten Verlaſſenſchaften in der 
Oſtmark und im Sudetenland. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch hat für das Altreich die Ein⸗ 
richtung der hereditas iacens nicht eingeführt. Deshalb 
erkennt auch das Steuerrecht des Altreichs die 
Selbſtändigkeit eines Nachlaſſes nicht au. Das 
gilt ſogar dann, wenn der Nachlaß einer Erbengemeinſchaft zu⸗ 
ſteht und für eine längere Zeit durch einen Teſtamentsvollſtrecker 
verwaltet wird. Es wird jedem Erben der Anteil zu⸗ 
gerechnet, der ihm bei Auflöſung der Gemeinſchaft zu⸗ 
fallen würde. 

Dieſer Grundſatz muß nach Einführung des Steuer⸗ 
rechts des Altreichs auch in der Oſtmark und im Su⸗ 
detenland angewendet werden. Jeder Erbe muß 
deshalb in ſeiner Vermögenserklärung unter den einzelnen Ver⸗ 
mögensarten das aufführen, was von den einzelnen Wirtſchafts⸗ 
gütern der Verlaſſenſchaft anteilmäßig auf ihn entfällt. Er hat 
ſich hierzu von dem Verwalter der Verlaſſenſchaft die entſprechen⸗ 
den Unterlagen zu beſchaffen. Wenn die Unterlagen innerhalb 
der Friſt für die Abgabe der Steuererklärung nicht beſchafft 
werden können, hat der Erbe in der Steuererklärung einen Ver⸗ 
merk über feine Anwartſchaft zu machen und dabei die Verlaſſen⸗ 
ſchaft mit Namen und Anſchrift des Verwalters möglichſt genau 
zu bezeichnen. Nach Eingang der Unterlagen ſind die genauen 
Wertangaben nachzuholen. 

Die Verwalter von Verlaſſenſchaften ſollen den Erben 
in jeder Hinſicht behilflich ſein, die Schwierigkeiten zu 
überwinden, die ſich bei der erſten Anwendung des Steuerrechts 


des Altreichs auf die Rechtsverhältniſſe in der Oſtmark und im 
Sudetenland ergeben. Sie werden daher zweckmäßig von ſich 
aus mit jedem Erben in Verbindung treten und ihm in einer 
Überſicht das Vermögen der geſamten Verlaſſenſchaft und den An⸗ 
teil mitteilen, der an den einzelnen Wirtſchaftsgütern auf 
ihn entfällt. Die Mitteilung muß die erforderlichen Wert⸗ 
angaben enthalten. Für Grundbeſitz iſt eine Wertangabe 
nicht möglich, weil der Einheitswert noch nicht feſtgeſtellt iſt. Es 
genügt die Angabe des Grundbeſitzes. Der Grundbeſitz iſt in der 
Mitteilung genau zu bezeichnen. 

Für die Verlaſſenſchaft als ſolche iſt keine Ver⸗ 
mögenserklärung an das Finanzamt abzugeben. Dagegen 
iſt in der Regel der Verwalter der Verlaſſenſchaft derjenige, der 
als Vertreter der Erbengemeinſchaft die Vordrucke auszufüllen 
und abzugeben hat, die für die Einheitsbewertung des Grund⸗ 
beſitzes und der gewerblichen Betriebe beſtimmt ſind. Dt. 


Berüchfichtigung der Ariegsuerhältniffe bei der Wander- 


gewerbefteuer 

Die Wandergewerbeſteuer wird jeweils für ein Kalenderjahr 
im voraus nach dem geſchätzten Gewerbeertrag feſt⸗ 
geſetzt und erhoben. Der im Kalenderjahr 1939 tatſächlich erzielte 
Gewerbeertrag wird infolge der Kriegsberhältniſſe 
bei vielen Wandergewerbetreibenden nicht unerheblich hinter dem 
geſchätzten Betrag zurückgeblieben ſein. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat in einem Runderlaß vom 29. Januar 1940 (RStBl 
1940 S. 174) angeordnet, daß die Wandergewerbeſteuer 1939 in 
dieſen Fällen auf Antrag teilweiſe erſtattet oder erlaſſen 
werden kann. Der Erlaß beſtimmt außerdem, daß auch bei der 
jetzt in Gang befindlichen Wandergewerbeſteuerveranlagung für 
das Kalenderjahr 1940 den Kriegsverhältniſſen Rechnung zu 
tragen iſt. Der Erlaß hat den folgenden Wortlaut: 

„(1) In Abſchnitt B VI der Ausführungsanweiſung zum 
Wandergewerbeſteuergeſetz iſt beſtimmt, daß die Wander⸗ 
gewerbeſteuer aus Billigkeitsgründen ganz oder zum Teil 
erſtattet werden kann, wenn wegen unvorhergeſehener, vom 
Willen des Gewerbetreibenden unabhängiger Ereigniſſe der 
Gewerbebetrieb nicht begonnen werden konnte oder eingeſtellt 
werden mußte. Auf Grund dieſer Beſtimmung iſt die Wan⸗ 
dergewerbeſteuer für das Kalenderjahr 1939 
nach Maßgabe des Abſatzes 2 auf Antrag zu erſtatten, 
wenn durch die Einberufung des Steuerpflich⸗ 
tigen zum Wehrdienſt der Gewerbebetrieb im Laufe 
des Kalenderjahrs 1989 eingeſtellt werden mußte. Das» 
ſelbe gilt, wenn durch die wegen des Kriegs getroffenen Maß⸗ 
nahmen (Verdunkelung, Verkehrseinſchrän⸗ 
kungen, Zwangsbewirtſchaftung beſtimmter Güter 
des allgemeinen Verbrauchs) der Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen vor Ablauf des Kalenderjahrs 1939 eingeſtellt oder 
in erheblichem Umfang eingeſchränkt werden mußte. 

(2) Eine Erſtattung von Wandergewerbeſteuer kommt nur 
in Betracht, wenn der im Kalenderjahr 1939 tatſächlich 
erzielte Gewerbeertrag nicht nur unbedeutend hinter 
dem der Veranlagung zugrunde liegenden geſchätzten Ge⸗ 
werbeertrag zurückgeblieben iſt. Es wird deshalb 
bei Wandergewerbetreibenden, deren Tätigkeit in der Haupt⸗ 
ſache in die Sommermonate fällt, in der Regel keine Ver⸗ 
anlaſſung zu einer Erſtattung von Wandergewerbeſteuer 1939 
beſtehen. Bei den anderen Wandergewerbetreibenden bietet das 
Verhältnis, in dem der im Kalenderjahr 1939 tatſächlich 
erzielte Gewerbeertrag zu dem geſchätzten Gewerbeertrag fteht, 
einen Anhalt für die Höhe des zu erſtattenden Betrags. 

(3) Die obigen Grundſätze ſind entſprechend für den Er⸗ 
laß der Wandergewerbeſteuer 1939 anzuwenden, wenn der 
veranlagte Steuerbetrag in einzelnen Fällen noch nicht ent⸗ 
richtet worden iſt. 

(4) Bei der Veranlagung zur Wanderge⸗ 
werbeſteuer für das Kalenderjahr 1940 iſt den 
Kriegsverhältniſſen Rechnung zu tragen. Es iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die durch den Krieg bedingten Maßnahmen (Hin⸗ 
weis auf Abſatz 1 Satz 8) bei vielen Wandergewerbetreibenden 
eme Verringerung des Gewerbeertrags im Verhältnis zum 
Kalenderjahr 1939 zur Folge haben werden. Die Entrichtung 
der Wandergewerbeſteuer 1940 kann in geeigneten Fällen durch 
Gewährung von Stundung und Teilzahlungen 
erleichtert werden. Hinweis auf Abſchnitt A VII 2 der Aus⸗ 
führungsanweiſung zum Wandergewerbeſteuergeſetz.“ See. 


